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Nr. 37. 


Die Nervenprobe. 


Es war vorauszusehen, daß Polen einmal vor die Notwendigkeit 
geftellt werden würde, die Errungenſchaften feiner ſelb - 
ſtändigen Außenpolitik gegen denjenigen Staat 
zu verteidigen, der ſich durch die Entwicklung 
Polens vom aſallen zur Sroßmacht in feinen 
Intereſſen beſonders verletzt fühlt. Dieſer Zeitpunkt 
iſt heute gekommen. Frankreich hat ſich mit den anderen Seinden einer 
polniſchen Sroßmachtſtellung, mit der Sowjetunion, der Cſchechoſlowakei 
und Litauen, zufammengetan und Polen in die Defenſide ge⸗ 
smungen. Oieſe Lage wird auch in Polen mit aller Klarheit er- 
kannt; und ſelbſt die nationaldemokratifchen Kreiſe, die ſonſt nur allzu 
leicht dazu neigen, alles, was von Paris kommt, für gut und richtig zu 
halten, ſcheinen diesmal das unbehagliche Gefühl nicht loswerden ju 
können, daß der franzöſiſche Freund und Bundesgenoſſe es darauf 
abgeſehen hat, Polen um die Errungenſchaften ſeiner ſelbſtändigen 
Außenpolitik zu betrügen. 


„Diefe Errungenjchaften“, ſchrieb die offiziöſe „Hazeta Polka“ 
am Cage der Eröffnung der Völkerbundstagung, ſeien heute ge- 
fährdet. Es ſeien nebelhafte und unklare Projekte 
aufgeſtellt worden, die das nicht berückſichtigen, was 175 erreicht ſei. 
Die Beliebtheit, deren ſich dieſe komplizlerten Pläne in anderen 
Staaten erfreuen, könnten nichts daran ändern, daß fie bewußt 
oder unbewußt auf die Schwächung oder überhaupt 
auf die Serſtörung der bereits beſtehenden Ab⸗ 
kommen, vor allem des deutſch-polniſchen Ver⸗ 
ſtändigungspaktes, abzielen.“ „Unſere Volksmeinung“, 
heißt es weiter in dem Artikel des Warſchauer Blattes, „iſt ſich 
darüber im klaren, daß ſich die polniſche Diplomatie in dieſem Augen- 
blick in einem Kampfe befindet, in dem fie eine für uns unge- 
heuer wichtige Errungenſchaft zu verteidigen hat. 
Miniſter Beck ſteht in Genf nicht allein. Er hat das ganze Land hinter 
ſich, das zwar beunruhigt, aber doch entſchloſſen ift, unſeren gerechten 
Standpunkt zu wahren.“ 

Oberſt Beck hat in Genf um die außenpolitiſche 
Selbftändigkeit Polens zu kämpfen, deren weſent⸗ 
lichſter Beſtandteil die deutſch⸗polniſche Verſtän⸗ 
digung iſt. Die Frage, um die es für Polen in Genf geht, ift die, 
ob der außenpolitiſche Kurs der beiden letzten Jahre an der franzöfiſchen 
Segnerſchaft ſcheitern ſoll oder ob die Erfolge, die er gebracht hat, für 
Polen ein wirklicher und dauerhafter Gewinn bleiben ſollen. Es läßt 
ſich nicht abſtreiten, daß gib die Dinge in letzter Zeit nicht mehr [o 
entwickelt haben, wie Polen es wünſchte: Lettland und Sſtland 
haben ſich in ihrer Einſtellung zu Polen nicht als unbedingt zuverläſſig 
erwieſen. Vor allem iſt die von Warſchau beſonders erſtrebte An⸗ 
näherung an Litauen an dem ſich verfteifenden Widerſtande des 
kleinen Nachbarn, der von Rußland und Frankreich aus feiner 
Iſolierung befreit wurde, vorerſt geſcheitert. Im Südoſten hat Warſchau 
Jeine Abſicht, in ein engeres politiſches Sufammenſpiel mit 
Rumänien zu kommen, zunächſt wieder aufgeben mülſen; und die 
Sſchechei hat in der Behandlung der polnischen Volksgruppe in 
wee lehen keine positiven Zugeſtändniſſe gemacht. Das find 
zweſfellos Rückſchläge. Aber ſie ändern an der Catlache nichts, 
daß Polen nach zweijährigen diplomatischen Bemühungen, ſich aus der 
franzöſiſchen Vormundschaft zu befreien, ſtärker und einflußreicher da- 
ſteht als jemals zuvor. Nur Leute, die der Meinung find, daß ſich die 


ſchwierigſten Probleme aus dem Handgelenk löſen laſſen, werden ſich 
von ſolchen Nückſchlägen, wie ſie die polniſche Politik in den letzten 
Wochen erlebt hat, einschüchtern und dazu bewegen laſſen, auf ihren 
politiſchen Kurs zu verzichten. 

-Sür Polen liegt keine Veranlalſfung vor, das 
Spiel gegen Frankreich verloren zu geben. Es kommt 
in der Kriſe, in der ſich die polniſche Außenpolitik gegenwärtig be⸗ 
findet, darauf an, ob Warſchau ftärkere Nerven bejitt 
als Paris. Was die Nerven anlangt, Jo iſt es damit am Quai 
d'Orſau und im verbündeten Kreml nicht allzuweit her. Die baltischen 
Aktionen des rulſiſchen Außenkommiſſars und die komplizierten Pro- 
jekte des franzöſſſchen Außenminiſters tragen fo deutliche Seichen 
neroöjer Berbrauchtheit und unfiberer Halt, daß 
ein polniſcher Außenminiſter, der mit ruhiger Beharrlichkeit 
an feinen Plänen feſthält und, wenn es darauf ankommt, auch zu 
warten verſteht, ſich ſchon allein dadurch, daß er das kann, in einer 
günftigeren Poſition als feine Widerſacher befindet. Die kleinen 
Staaten, mit denen es Polen in ſeiner Außenpolitik in erſter Linie 
zu tun hat, unterliegen zwar im Augenblick leicht dem imponie- 
renden Eindruck und der Drohung der überlegenen franzöſiſchen 
Macht. Auf die Dauer aber werden auf dieſe Staaten diejenigen 
Mächte die größere Anziehungskraft auszuüben vermögen, deren 
Politik eine größere Stetigkeit ſichert und ſomit ſtärkere 
Elemente eines organiſchen Aufbaues birgt. 

Frankreich hat nichts unterlaſſen, um die polniſchen Xerven auf 
eine möglichſt harte Probe zu ſtellen. Es hat nicht nur Moskau, 
Kauen und Pragin ihren antipolniſchen Aktionen ermuntert, nicht 
nur die polniſchen Baltikumpläne durchkreuzt, nicht nur wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten gemacht, ſondern ſchließlich auch die ihm gefügige 
Preſſe verſchiedener Länder zu einer Hetz kampagne gegen Polen 
mobilijiert und eine Attacke gegen den polniſchen Außenminiſter ge- 
ritten, indem es durch die Agentur „Radio“ die Nachricht verbreiten 
ließ, daß Oberſt Beck binnen kurzem zurücktreten werde. Die 
polniſche Standhaftigkeit ift schließlich auch noch durch die Ereig- 
nile, die lich z. C. im füdöſtlichen Europa abſpielen, 
und durch die Pläne, die e dort mit einer Neuordnung der Verhält- 
niffe an der Donau befallen, einer neuen Belaſtungsprobe ausgeſetzt 
worden. Srankreich und Italien find dabei, ihre alten 
Gegenſätze in der Donaufrage aus dem Wege zu räumen und eine 
gemeinſame Löſung dieſes — ohne Deutſchland unlösbaren — Problems 
zu finden. Paris und Rom wollen aemeinfam die „Garantie der öſter— 
reichiſchen Unabhängigkeit“ übernehmen. Die Cſchechei, Rumänien 
und Südfllawien will man für eine Löſung gewinnen, die irgendwie 
die Pariſer Donauföderationspläne und die italie- 
niſchen Vormachtsanſprüche vereinigt, auf jeden Fall aber 
dazu dienen ſoll, Deutſchland jede Möglichkeit einer 
Expanſion nach dem Südoſten zu ſperren. Diefe — mie 
immer — ſenſationell aufgemachten Projekte, die die Einheitsfront 
gegen Oeutſchland endlich in feſte Form gießen follen, konnten natür- 
lich auch der polniſchen Aufmerkfamkeit nicht entgehen. In Paris 
glaubt man anſcheinend, daß Polen ſich — wenn auch nicht aus 
Liebe zu Frankreich, fo doch aus Angſt vor der franzöſiſchen Über- 
macht — in dieſe Front der Feinde Deutfchlands einordnen werde, 
daß es wieder in die Front zurückkehren werde, die es verlaffen hat, 
um eine Politik zu treiben, die weniger den Wünſchen des Quai 
d'Orſau, als feinen eigenen Notwendigkeiten entſpricht. 


rn 


434 


„ 


Deutſchland, Polen und Genf. 


Deutſchland lehnt ab. 

Deutſchland hat den Beitritt zum Oſtpakt ab- 
gelehnt. Am 10. September iſt den in Frage kommenden Regie- 
rungen die deutſche Stellungnahme zu den franzoöſiſch-ruſſiſchen Pakt- 
vorſchlägen mitgeteilt worden. Vie Gründe, die für die Ablehnung 
Deutſchlands maßgebend ſind, find im weſentlichen folgende: Das Pakt- 
juſtem ſetzt die Zugehörigkeit der Ceilnehmerſtaaten 
zum Völkerbund voraus und will dieſe Staaten auch in gewiſſen 
grundlegenden Fragen der europäiſchen Politik zu einer beſtimmten Hal- 
tung im Völkerbunde verpflichten. Peutſchland aber iſt aus dem Völker- 
bund ausgetreten, weil es nicht in der Lage iſt, an den Arbeiten dieſer 
Inſtitution teilzunehmen, ſolange ihm nicht die volle Gleichberechtigung 
auf militäriſchem Gebiete zuerkannt worden iſt. Es iſt unmöglich, daß 
ein Staat einem Vertragsfuſtem beitreten kann, in dem ihm zwar die- 
jelben Pflichten wie den anderen Partnern auferlegt werden, ihm aber 
die erſte Möglichkeit zu deren Erfüllung, nämlich die militäriſche Gleich- 
berechtigung mit den anderen Parteien, verſagt bleibt. Der Oſtpakt ſieht 
als weſentlichſte Beſtimmung vor, daß die Teilnehmer verpflichtet Jind, 
in Konfliktsfällen dem angegriffenen Staate militäriſche Hilfe zu 
leiſten, wobei der „Angreifer“ nach der im Völkerbundspakt vor- 
geſehenen Alethode feſtgeſtellt werden ſoll. Deutſchland aber hat in dieſer 
Beziehung zu eindeutige Erfahrungen gemacht, um ſich von neuem dem 
Urteil der Verfaſſer des Artikels 231 des Verfailler Diktats unterwerfen 
zu können. Das Barthoufche Paktfyftem ift kein Mittel zur Verhütung 
bewaffneter Konflikte, ſondern iſt eher zur GHeneraliſierung don 
Kriegen geeignet. Deutſchland aber kann als ein Staat, der abgerüftet 
inmitten hochgerüſteter Mächte liegt, keine Verpflichtung auf ſich nehmen, 
die es in alle im Oſten möglichen Konflikte hineinziehen und zum wahr⸗ 
ſcheinlichen Kriegsschauplatz machen würde. Das Paktjyftem ſieht eine 
Harantie der franzöliſchen Oſtgrenzen durch die 
Sowjetunion und eine Garantie der oſteuropäiſchen 
Grenzen durch Frankreich vor. Deutſchland aber vermag ein 
reales Bedürfnis für lolche Garantien nicht anzuerkennen. Es hält 
zweiſeitige Verträge für eine beſſere Methode der Friedens- 
ſicherung als vielſeitige Pakte; und es glaubt, daß das Schwergewicht 
der Verträge nicht — wie beim Oftpakt Barthous — auf die automatische 
militäriſche Unterſtützungspflicht im Kriegsfalle, ſondern — wie beim 
deutſch⸗polniſchen Pakt — auf die Nichtangriffsverpflich⸗ 
tung und auf die Verpflichtung der an einem Konflikt beteiligten Mächte 
zur Konſultation gelegt werden muß. Daß die von Deutſchland und 
Polen angewandte Methode wirkſamer und ehrlicher als die franzöſiſche 
ift, das wird durch die Tatjache bewieſen, daß die mancherlei Pakte, die 
ihren Urſprung der franzöſiſchen Initiative verdanken, in einem mehr als 
zehnjährigen Zeitraum nicht imftande geweſen Jind, im Weſten ein ähn- 
liches Gefühl der Sicherheit und Entſpannung zu erzeugen, wie es das 
deutſch-polniſche Abkommen vom 26. Januar d. Jinnerhalbeines 
halben Jahres im Often hervorgerufen hat. 

Der Völkerbund und die Sowjets. 

Man kann nicht behaupten, daß der Völkerbund in feiner prak- 
tiſchen Arbeit auch nur in geringem Ausmaße den Odeen treugeblieben 
ſei, mit denen die Weſtmächte ſeinerzeit die Schaffung dieſer Inititution 
unter Benutzung der völkerbeglückenden Phraſeologie des Präſidenten 
Wilfon zu begründen verſuchten. Bisher haben die beſonders inter- 
eſſierten Mitglieder des Bundes immerhin aber noch darauf geachtet, 

daß wenigſtens einigermaßen der Schein einer idealen Ab⸗ 
ficht gewahrt blieb. Jetzt wollen ſie auch noch auf die letzte ſcham⸗ 
hafte Verhüllung des wahren Charakters ihres fälschlich „Völkerbund“ 
getauften Machtinſtrumentes verzichten, indem ſie ſich anſchicken, die 
Sowjetunion als neues Mitglied in ihren Neihen willkommen zu 
heißen. Ein Negime, deſſen Exiſten; und Tätigkeit 
eine abſolute Verneinung aller im Bölkerbund 
angeblich verkörperten Ideale des Abendlandes 
darſtellt, wird in Genf als verjüngender Netter freudig be⸗ 
grüßt. Wie iſt das nun eigentlich: haben die Moskauer Machthaber 
ihre gegen Genf gerichteten Schmähungen und Hetzreden vergeſſen? 
Oder hat der Völkerbund feine „geheiligten“ Grundſätze verleugnet? 
Weder das eine, noch das andere dürfte der Sall ſein. Im Grunde 
waren Moskau und Genf niemals Jo weſens ver- 
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hätte, eines Cages doch einmal zu einander zu 
finden. Sie ſind nicht Gegner, ſondern Konkurrenten geweſen; und 
wie zwei Konkurrenten ſich miteinander verbinden, wenn die Konkurrenz 
nichts mehr einbringt oder gefährlich wird, weil ein Dritter von ihr 
profitieren könnte, Jo finden ſich jetzt der bolſchewiſtiſche und der 
kapitaliſtiſche Sektor der jüdiſchen Internationale zuſammen, weil die 
antiſemitiſche Welle, die ihren Urſprung in Deutſchland hat, ihnen eine 
gemeinſame Gefahr zu ſein dünkt. Nur Jo läßt ſich das Schaufpiel, das 
gegenwärtig in Genf abrollt, wirklich verſtehen. Die Staaten, die wie 
die Schweiß, Belgien und Argentinien gegen die Aufnahme der Somjet- 
union in den Völkerbund Einſpruch erheben, tun das in dem Glauben, 
durch die Sernhaltung Moskaus die Idee des Bundes retten zu 
können. Dieſe Idee aber iſt nicht zu retten, denn Jie 
iftniemals lebendig geweſen. Der Völkerbund iſt niemals 
etwas anderes als ein Inſtrument zur Erhaltung der franzöſiſchen Vor⸗ 
macht geweſen. Und es bedeutet nur, daß er dieſem Charakter auch 
weiterhin treu bleibt, wenn jetzt Litwinow eingeladen wird. ſich mit in 
dasſelbe Glashaus zu ſetzen, über das er früher jo häufig gefchimpft hat. 


Verſchiedentlich hatte man im Auslande damit gerechnet, daß 
Polen ſich entschieden gegen die Aufnahme Sowjetrußlands in den 
Völkerbund aussprechen werde. Sicherlich iſt der Einzug der Bolſche⸗ 
wiſten in Genf für die Warſchauer Politik in jeder Hinſicht ein 
recht unerwünſchtes Ereignis. Wenn Polen dennoch keinen Einfpruih 
erhebt, Jo mag hierfür folgende überlegung maßgebend fein: Ein pol 
niſcher Proteſt hätte bei den Staaten, deren Stellungnahme bisher 
noch zweifelhaft ſein konnte, keine Nachahmung gefunden. Sein 
Cinſpruch oder ſeine Stimmenthaltung würde nicht ausgereicht 
haben, um die Aufnahme Sowjetrußlands in den Völkerbund zu 
verhindern. Unter diefen Umſtänden zieht Polen es vor, auf eine 
von vornherein ihm erfolglos erſcheinende Demonſtration zu verzichten. 
Es macht gute Miene zum böſen Spiel und versucht, aus dem „guten 
Eindruck“, den ſeine Juſtimmung hervorruft, politiſche Vorteile zu 
ziehen. Bedenken, die polniſcherſeits gegen die Aufnahme Somjet- 
rußlands beſtanden haben, ſollen in Verhandlungen Becks 
mit Lit wino w durch die Zujage zerſtreut worden ſein, daß Moskau 
feine Aitgliedſchaft im Bunde nicht dazu benutzen werde, Polen durch 
eine Einmiſchung in die Behandlung jeiner fremden 
Volksgruppen Schwierigkeiten zu machen. Im übrigen hat man 
in Warſchau als Gegenleiſtung für die Zustimmung zur Aufnahme der 
Sowjetunion wohl an die Einräumung eines tändigen Sitzes im 
Bölkerbundsrate gedacht, der Polen vielleicht die Möglichkeit 
geben könnte, für die unangenehme Einſchaltung Moskaus in die 
europäiſchen Angelegenheiten einen Machtausgleich zu finden. 


Der polniſche Antrag in Bern. 


Am 4. September trat in Bern der 10. Suropäiſche Minder 
heiten kongreß zuſammen. Der Kongreß, der Jeit 1925 regelmäßig 
kurz vor der Herbſttagung des Völkerbundes zuſammenzutreten pflegt, 
wurde, wie üblich, von dem ehemaligen ſloweniſchen Abgeordneten des 
italieniſchen Parlaments, Wil fan, geleitet. Die Juden, die ſich im 
letzten Jahre wegen der Ablehnun ihrer gegen Deutſchland gerichteten 
Machenſchaften vom Kongreß zurückgezogen hatten, nahmen auch diesmal 
an der Cagung nicht teil. Nicht vertreten waren u. a. auch die Polen 
und Dänen aus Deutſchland. Dagegen war, auf daß der Ver⸗ 
anſtaltung auch die komiſche Sigur nicht fehle, der „Litauerführer“ aus 
Oſtpreußen, der ehemalige Schullehrer Storoft, der ich By dun as 
nennt, in Bern erschienen. Der Vertreterin der Ukrainer aus Polen, 
der bekannten Abgeordneten Frau Ludmilla Nud nic ka, hatten die pol- 
niſchen Behörden die Ausreiſe verweigert. Der Kongreß befaßte ſich be⸗ 
ſonders eingehend mit dem Antrag auf Verallgemeinerung des 
Minde rheitenſ chutz es, den Polen in Genf eingereicht hat. Der 
Kongreß, heißt es darin, „beſtätigt mit Nachdruck die bereits auf 
dem erjten Kongreß 1925 ausgeſprochene Forderung auf Verwirklichung 
der nationalkulturellen Freiheit für jede Volksgruppe in jedem Staat“. 
Angeſithts der von Tag zu Tag wachſenden Gegenſätze erhebe der Kongreß 
feine warnende Stimme. Heute wie vor zehn Jahren müffe betont werden, 
daß der nationale Ausgleich die Borausfetung für 
den Frieden unter den Völkern ſei. Gerade weil die Volks 
gruppen bei einem kommenden Krieg die am ſchwerſten Betroffenen ſein 
würden, hielten ſich ihre Abgeſandten für berechtigt, zu erklären, daß ſie 
nach wie vor alles, was in ihren Kräften liege, für die Erfüllung der 
gerechten Forderungen der Volksgruppen tun werden, um den Ausbruch 
eines neuen Krieges in Europa zu verhindern. Der polniſche Antrag 
wurde alſo grundJätzlich begrüßt, doch wieſen verſchiedene Volksgruppen- 
vertreter darauf hin, daß der Antrag zu manchen Bedenken 
Anlaß gebe. Vielfach, Jo hieß es . B., werde vermutet, daß Polen 


die Ablehnung ſeines Antrages feſt erwarte und dieſe Ablehnung dann 


benutzen wolle, um ſich ſeinen eigenen Minderheiten 
ſchutzverpflichtungen zu entziehen. Da dem polnifchen 
Beiſpiel dann wohl auch die anderen durch Minderheitenſchutzverträge 
gebundenen Staaten folgen würden, ſtehe die Frage des Volks- 
tumsrechtes heute in einer entſcheidenden Phaſe. 
Es beſtehe die Gefahr, daß die Folge des Antrages nicht die Verall- 
gemeinerung des Schutzes, ſondern die Beſeitigung des geringen, heute 
vorhandenen Schutzes ſein werde. Es dürfe aber auf keinen 
Sall geduldet werden, daß die beſtehenden Nechte 
aufgehoben werden, weil ſich ihre Verallgemeine⸗ 
rung als unmöglich erweiſe. Weiter wurde hervorgehoben, 
daß eine Ausdehnung des Schutzes auf außereuropäiſche Staa- 
ten geeignet fei, den Schutz der Volksgruppen überhaupt ad absurdum 
zu führen, da die Verhältniffe in den Überſeeiſchen Staaten und in den 
Kolonien der europäſſchen Mächte Jo völlig verſchieden von den 
europäiſchen Nationalitätenverhältniſſen gelagert find, daß ſich eine 
une europäiſcher Grundſätze ſchlechterdings nicht durchführen 
ieße. 
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Bis zum 20. d. M. miſien Neuboitellungen 
auf unser Oftland für Oltober-Dezember 


aufgegeben werden. — Bei ſpäter erfolgenden Beſtellungen 
iſt eine Sonderaebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspreis 
für drei Monate beträgt 1,50 M. (ohne Zuſtellungsgebühr) 
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Noch einmal: Völkiſcher Selbſtmord. 


Kürzlich ging durch die deutſchen Zeitungen die Nachricht, daß das 
Deutſchtum in Mähren und Schleſien ausſtirbt. Auf 
1000 Oeutſche entfällt dort ein jährlicher Zuwachs von nur 1,7. Nicht 
nur in Mähren, fondern auch in anderen oſteuropäiſchen Staaten iſt 
der natürliche Bevölkerungszuwachs der deutſchen Volksgruppen viel- 
fach ſehr niedrig. (Siehe auch „Oſtland“ Nr. 33, „Völkiſcher 
Selbſtmord“.) Am traurigſten ſieht es in dieſer Hinſicht bei den Deut- 
ſchen in Eſtland aus. Da ſtehen, auf das Cauſend gerechnet, 
8,5 Geburten 22,7 Todesfälle gegenüber, fo daß der natür- 
liche Bevölkerungs,zuwachs“ — 14,2 beträgt. Das war im Jahre 1933. 
Im vorletzten Jahre (1932) war dieſe Sahl noch größer. Da kamen 
auf 8,5 Geburten 26 Sterbefälle! Der Geburten, überſchuß“ (fo kann 
man es eigentlich gar nicht nennen) betrug alſo — 17,5. Die UrJache 
dieſes trüben Bildes ift die völlig anormale Bevölke- 
rungsſtruktur der deutschen Volksgruppe, insbeſondere des jtädti- 
ſchen Teiles. Durch den Krieg und die Nevolutionszeit haben ſich die 
jüngeren und mittleren Altersstufen ſtark vermindert. Viele junge 
Menſchen wanderten nach dem Kriege ab, Jo daß eine völlige Über- 
alterung des zurückbleibenden Teiles mit ſtarkem Überwiegen der Frauen 
die Folge war. Die Gefamtzahl der lutheriſchen Deutſchen in Ejtland 
(andere gibt es faſt gar nicht) beträgt rund 23 ooo. 

Mehr als dreimal jo groß iſt die Zahl der Deutſchen in 
Lettland. 1025 wurden 71 000 Oeutſche gezählt, während die letzte 
Volkszählung im Februar 1930 69 855 ergab. Bemerkenswert iſt, 
daß der weitaus überwiegende Ceil des lettiſchen Deutſch⸗ 
tums in den Städten wohnt und daß das Deutſchtum in Lettland 
zu 94,5 v. H. evangeliſch iſt. Die Bevölkerungsbewegung der 
Deutſchen in Lettland ſieht zwar beſſer aus als in Eſtland, iſt aber 
auch beſorgniserregend. 1931 kamen auf 1000 Deutſche 
12,5 Geburten und 17,1 Sterbefälle, ſo daß der natür⸗ 
liche Vevölkerungs, zuwachs“ — 4,6 betrug. Ein ernſtes Problem iſt 
in Lettland auch die vom nationalpolitiſchen Standpunkt bedenklich 
hohe Sahl der Miſchehen. 40 v. H. der deutſchen 
Männer und 30 v. H. der deutſchen Frauen heiraten 
Andersſtämmige. Sehr häufig wählt der Deutſche das elegante 
lettiſche Mädchen, während der in geſicherter Exiftenz und Lebensſtellung 
befindliche Lette eine Jolide deutſche Frau ſuchtl 

In Litauen (ohne Memelgebiet) leben 35 900 bis 40 000 
Deutſche, von denen 58,2 v. H. auf dem Lande, 3 4, 6 v. H. in den 
größeren Städten, aber nur 7,2 v. H. in Städten unter 2000 Ein- 
wohnern wohnen. Das Deutſchtum iſt im Gegenſatz zu den baltifchen 
Ländern ein überwiegend bäuerliches, mit einem be⸗ 
trächtlichen Mangel an bürgerlicher Intelligenz. 
Der natürliche Bevölkerungszuwachs iſt hier bedeutend 
günftiger als in Lettland und Eſtland. Er beträgt 5,8 auf das 
Caufend, Jo daß der Beſtand der deutſchen Volksgruppe in Litauen 
biologiſch durchaus geſichert erſcheint. e 

Die Jtärkjte deutſche Volksgruppe lebt mit rund 34 Million 
Deutſchen im Gebiet der tſchechoflowakiſchen Republik. 
Hier beſteht in den einzelnen deutſchen Gruppen, alſo bei den Deutſchen 
in Böhmen, Mähren, Schleſien, in der Slowakei und Karpathen⸗ 
rußland, im Bevölkerungswachstum ein großer Unterſchied. Durch un- 
zureichende Seburtenzahl bedroht ift, wie ſchon eingangs erwähnt, das 
Deutſchtum in den mährischen Sprachinſeln, während ſich die in Kar- 
pathenrußland befindlichen deutſchen Siedlungen erfreulich vermehren. 

Stark bedroht iſt auch das deutſche Volkstum in Deutſch⸗ 
Öfterreich. Die natürliche Bevölkerungsbewegung ift 
bier ſeit langen ungünſtiger als im Deutſchen Reich. 1932 
ftanden in Öfterreih 15,2 Geburten 13,9 Codesfälle 
gegenüber, fo daß die natürliche Zunahme der Bevölkerung nur 1,3 
auf das Cauſend ausmacht; 1931 betrug diefe Zahl 1,9 und 
1930 3,3. 

Mit einer halben Million Seelen it das Deutſchtum in 
Ungarn vertreten. Hier ſcheint die Gefahr der Vernichtung 
des Deutſchtums durch Geburtenrückgang und Ausſterben zur Seit nicht 
zu beftehen. 1930 kamen auf 1000 Deutſche 24 Geburten 


und 15,5 Sterbefälle, fo daß mit 8,5 der Geburtenüberſchuß 
verhältnismäßig hoch ilt. 

Die Zahl der Deutſchen in Südflawien wird auf mindeſtens 
700 odo geſchätzt. Hier finden ſich in den einzelnen landschaftlichen 
Gebieten ſtarke Schwankungen in der Geburtenzahl 
und damit auch der biologiſchen Lebenskraft. Eine einheitliche 
ſtatiſtiſche Erfafung beſteht nicht. Während J. B. im Bosniſchen 
die deutſchen. Volksgruppen eine ſehr ſtarke Seburtenzahl 
aufweiſen, iſt die Beſtanderhaltung in anderen Gebieten 
ernſtlich gefährdet. Am ſtärkſten iſt dies in der ſogenannten 
Batſchka der Fall, wo rund 174000 Deutſche leben. Der fort- 
ſchrittlichſte und wirtſchaftlich ſtärkſte Teil hat den ſchärfſten Ge- 
burtenrückgang. In der ſchönſten und reichſten Gemeinde Forſcha, in 
der jüngſt die 150-Jahr-FJeier der evangeliſchen Beſiedlung des Landes 
begangen wurde, liegt J. B. in wahren Paläſten, die man kaum noch 
als „Bauernhäufer“ bezeichnen kann, Reichtum und Luxus aufgeſtapelt 
und alles ſchreit, wie in einem dortigen Blatte zu leſen ift, nach Wolluſt 
und Leben, uad doch fehlt ihnen der Träger und die Garantie des 
Lebens: das Kind. 

Nicht viel beffer ſteht es in dieſer Hinſicht in Rumänien bei 
den Siebenbürger Sachſen und den Banater Schwaben, 
bei denen das Sweikinderſyſtem ſchon Jeit Generationen vorherr— 
ſchend iſt. 

Und nun das Deutſchtum in Polen. Auch hier ift die Lebens- 
kraft der deutſchen Volksgruppen in den einzelnen Gebieten 
verſchieden. Während bei den evangeliſchen Deutſchen in 
Pofen und Pommerellen im Jahre 1932 auf das Tau- 
ſend 17 Geburten und 16,6 Todesfälle kamen, der Ge- 
burtenüberſchuß alſo nur 0,4 betrug, hatten die evangeliſchen Deut- 
ſchen in Oberſchleſien 20 Geburten und 13,3 Codes 
fälle, alſo ein Geburtenüberſchuß von 6,7 auf das Cauſend 
aufzuweiſen. Die evangelischen Deutſchen in Galizien hatten im 
Jahre 1931 eine durchſchnittliche Heburtenzahl von 22,4 auf das Tau- 
ſend, die Sterblichkeit betrug 14,3, Jo daß ſich ein Geburtenüberſchuß 
von 8,1 auf das Cauſend ergibt. Von Kongreßpolen 
liegen in dieſer Hinſicht keine Zahlen vor. Ein einzigartiges Beiſpiel 
für die Lebensenergie einer auslanddeutſchen Volksgruppe bildet der 
deutſche Volksſplitter in Wolhunien. Auf 1000 evangeliſche 
Deutſche kamen 1932 36 Geburten und 13,8 Todesfälle, 
jo daß der natürliche Bevölkerungszuwachs 22,2 auf das Tau- 
ſend beträgt. Mit dieſen Zahlen überragt das wolhuniſche Deutſch— 
tum ſelbſt weit den natürlichen Durchſchnittsbevölkerungszuwachs in 
Polen, der für 1933 12,3 betrug. Ahnlich ftark ift die Zunahme der 
deutſchen Bevölkerung im Cholmer Land. 

Zuſammenfaſſend kann man Jagen, daß ſich im oſteuropäiſchen Raum 
neben gefunden lebens kräftigen deutſchen Sied- 
lungen, leider auch tod krankes, ſcheinbar dem Unter- 
gang geweihtes Volkstum befindet. Ein Überwiegen der 
Sterbefälle über die Zahl der Geburten beobachten wir vor allem bei 
dem baltiſchen Deutſchtum, aber auch in anderen Gebieten reicht die 
Sahl der Geburten heute nicht mehr aus, die Beſtanderhaltung zu ge- 
währleiſten. In manchen Gebieten konnte der Nückgang der Geburten- 
zahl durch eine entſprechende Herabletzung der Sterblichkeit noch zum 
Ausgleich gebracht werden. Dies hat aber ſchwerwiegende 
Anderungen im Altersaufbau zur Folge und iſt auch nur 
in gewiſſen enggeſteckten Grenzen möglich. Über die Lebens 
kraft entſcheidet nicht die niedrige Sterbeziffer, 
londern die Sahl der Geburten. Das neue Erwachen, das 
durch das deutſche Volk geht, hat in weiteren Kreiſen ein Verſtändnis 
für die Tatfache geweckt, daß in der Bevölkerungsbewe⸗ 
gung das Schickſal der Zukunft unſeres Volkes be- 
ſchloſſen liegt. Nur aus einer entſchiedenen Ge- 
J innungsänderung und Beſinnung auf dieſe eigent- 
liche Grundlage des Lebens wird hier Hilfe kom- 
men können. 


Die Unterdrückung des Memellandes. 


Eine in Straßburg (Elſaß) erſcheinende Zeitung „e Meſſager 
d' Alſace“, hat den litauiſchen Memelpolitikern einige Worte ins 
Stammbuch geſchrieben, die dieſen wegen ihres franzöſiſchen Berfallers 
befonders unangenehm fein dürften. Es heißt dort u.a. wörtlich: 
„Wir wollen und können es nicht verhehlen, daß die illegalen 
Eingriffe der Rauener Regierung) deren Funk⸗ 
tionäre aufeinemdurhmeg relativ niedrigen Bil⸗ 
dungsniveau ſtehen, in Memel viel böſes Blut 
gemacht haben und daß bei einer Entwirrung der unhaltbaren 
Verhältniſſe in Nordoſteuropa das Memelproblem, das von 
Litauen erſt geſchaffen wurde, eine ſchwer zu 16 
lende Frage bedeuten wird. Die Latjache, daß Litauens 
Staatspräsident Smetona, der, umgeben von Miniſtern, ſeiner Ne- 
gierung, Memel vor einiger Seit beſucht hat, hier das „Seft des 
Meeres“ feierte und den Grundſtein zu einer eigenen Flotte legte, 
läßt zweifellos erkennen, daß man in Kauen befchloffen hat. Memel 
ohne weiteres Zögern ju annektieren und das von vier Großmächten 


garantierte Memelſtatut als einen wertloſen Fetzen Papier zu be⸗ 
trachten. Dies wird auch zweifellos durchgeführt werden, wenn 
Litauen als nordoſteuropäiſcher Staat ein dauerhaftes politiſches Ge- 
füge bedeutet. Gerade das aber wird von jo manchem 
Politiker ernſtlich bezweifelt.“ Das franzöſiſche 
Blatt hat alſo ganz richtig erkannt, daß die litauiſchen Politiker, 
indem ſie das Wemelland unterdrücken, die Exiſtenz des litauiſchen 
Staates gefährden, daß die Memelpolitik der Kauener Regierung 
ein frivoles Spiel mit dem Schickjal des litauiſchen Volkes darſtellt. 


* 

Der litauiſche Kriegskommandant in Memel hat eine Anordnung er- 
laſſen, die nicht nur einen groben Verſtoß gegen das Memelſtatut, ſondern 
auch eine barbariſche Verletzung internationaler Gepflogenheiten darſtellt. 
Er hat allen Beſitzern von e das Abhören von Vor- 
trägen und Liedern verboten, „die einen Teil der Bevölkerung gegen 
den anderen en. Diejenigen, die gegen diefen Befehl verſtoßen, 
werden mit Geldftrafen bis zu 5000 Lit und mit Gefängnisſtrafen bis zu 
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3 Monaten bedroht. Außerdem ſoll dem Suwiderhandelnden das Wohn- 
recht im Memelgebiet entzogen werden! Die Abſicht diefes von Wut 
und Angſt diktierten Befehls iſt, die Memelbevölkerung am Empfang 
deutſcher Nundfunkſendungen zu hindern. Erfahrungsgemäß ſehen die 
von chronischen Minderwertigkeitsgefühlen geplagten Machthaber 
Litauens in jedem Wort, das eine Anerkennung Deuthchlands enthält, 
eine „Aufhetzung gegen den litauiſchen Staat“. Vermutlich bilden ſich die 
derzeitigen Gewaltherren des Memelgebietes ein, daß das Kultur- und 
Wiſſensbedürfnis der Memelbevölkerung ſich durch die Sendungen des 
Kauener Rundfunks befriedigen läßt. Die neue Anordnung des Kriegs- 
kommandanten ift eine Aufforderung an alle minderwertigen Elemente, 
durch eine ſuſtematiſche Beſpitzelung der Beſitzer von Nundfunk⸗ 
empfängern ſich beſondere Verdienſte um die „Sicherheit des litauiſchen 
Staates“ zu erwerben. P 

Das Direktorium Neisgys hat weiter eine Polizeiverordnung er- 
laſſen, die eine neue Unterdrückung der deutfchen Sprache und gleich⸗ 
zeitig eine Schädigung der memelländiſchen Geſchäftswelt darſtellt. 
Nach dieſer Polizeiverordnung müffen alle öffentlich aus 
geliellten Aushängeſchilder, Firmenſchilder und 
Bekanntmachungen ſowohl in der Stadt Memelals 
auch in den Kreiſenanerſter Stelleeinen „einwands⸗ 
freien Cet in der litauiſchen Staatsſprache“ tragen. 
Dieſem Text ſind mindeſtens die Hälfte des für die Bekanntmachung 
beſtimmten Raumes ſowie entſprechende Buchſtaben einzuräumen. Die 
Verordnung muß bis zum 1. Oktober d. J. durchgeführt ſein. Das 
bedeutet, daß bis zu dieſem Zeitpunkt ſämtliche deutſch-memelländiſchen 
Geſchäftsleute und ſonſtigen Unternehmungen ihre Schilder erneuern 
Jollen, und daß es rein deutſchſprachige Schilder und Bekanntmachungen 
in Zukunft nicht mehr geben ſoll. Suwiderhandlungen werden mit 
hohen Geld- und Haftſtrafen bedroht. Durch die Ver- 
ordnung iſt erneut die Space des Memelſtatuts, wonach die 
deutſche und die litauiſche Sprache gleichberechtigt ſind, ſich alſo jeder 
Memelländer nach ſeinem eigenen Ermefjen der 
ihm zufagenden Sprache bedienen kann, gröblich verletzt 
worden. 

* 


Das Direktorium Reisgus hat dem Landtag das Haus- 
recht entzogen. Es hat nämlich für den Suhörerraum des 
Landtages nur an die ihm naheſtehende litauiſche Preſſe bzw. an 
ſonſtige Perſonen, die der kleinen litauiſchen Minderheit im 
Memelland angehören, Eintrittskarten ausgegeben, dagegen hat die 
ohne Kückſicht auf die Parteizugehörigkeit verteilten Karten des 
Präſidiums des Landtages für ungültig erklärt und die 517 5 angewieſen, 
nur Denen die im Beſitze von Eintrittskarten des Direktoriums ſind, 
in die Zuhörerräume hineinzulaſſen. Damit werden die Vertreter 
der deutſch-memelländiſchen Preſſe lowie An- 
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gehörige der deutſchen Landtagsmehrheit von der 
Sitzung ausgeſchloſſen. Der Prälident des Landtages hat gegen dieſen 
einzig daſtehenden Eingriff in die Rechte eines Parlaments beim Gouver- 
neur und Direktorium Einfpruch erhoben. 


Am 6. September ift der Memellandtag zu einer Sitzung zu- 
ſammengetreten, um eine Negierungserklärung des illegalen Direktoriums 
Reisgus entgegenzunehmen. Von den 29 Abgeordneten waren nur 
18 erſchienen. Die fünf litauiſchen Abgeordneten waren der Sitzung 
ferngeblieben. Weitere jechs Abgeordnete waren am Erſcheinen 
verhindert; Jie waren zur Polizei geladen worden, wo ihnen mitgeteilt 
wurde, daß ſie nicht berechtigt ſeien, ihre Mandate auszuüben. Der 
Landtag war unter dieſen Umſtänden, genau ſo wie am 27. Juli, be- 
chluß unfähig. In einer von 15 Abgeordneten unterzeichneten 
Erklärung wurde gegen die willkürlichen und böswilligen Machen 
ſchaften der Litauer gegen den Landtag Einſpruch erhoben. Es wurde 
zum Ausdruck gebracht, daß dem Direktorium Neisgus 
vom Landtag niemals das Vertrauen ausge- 
ſprochen werden würde. Dieſer Erklärung ſchloſſen ſich auch 
die reſtlichen drei anweſenden Abgeordneten an. Das Suſtandekommen 
eines ordnungsgemäßen Mißtrauensvotums aber war wegen der 
Beſchlußunfähigteit des Landtags nicht möglich. Die Abgabe der 
Erklärung wurde von den Suhörern, ausschließlich Litauern, mit 
höhniſchen Swiſchenrufen und Lachen beantwortet. 
Bezeichnend für die litauiſche „Prominenz“ im Memelgediet iſt es, 
daß ſich unter den Nadaubrüdern der vom litauiſchen Gouverneur zum 
Oberbürgermeiſter von Memel ernannte Simonaitis bejonders 
hervortat. Dieſer „Litauerführer“ iſt auch ſonſt für die „gute Gefell- 
Schaft“, mit der Kauen das deutſche Niemelgebiet verſorgt hat, 
charakteriſtiſch: Nachdem das deutſche Stadtoberhaupt Dr. Brindlinger 
abgeſetzt worden war, um u. a. angeblich den Weg für die notwendigen 
Sparmaßnahmen freizumachen, begann Simonaitis ſeine Amtstätigkeit 
damit, daß er ſich ſelbſt ein weſentlich höheres Gehalt bewilligte, als 
es jein deutſcher Amtsvorgänger jemals bezogen hatte. 

* 


Bei feinen Litauiſierungsbeſtrebungen hat das Direktorium Neisgys 
auch vor dem Memeler Lehrerſeminar nicht Halt gemacht. 
Dieſe wichtigſte Unterrichtsanſtalt des Memelgebiets iſt ein Angelpunkt 
litauiſcher Politik von Anfang an geweſen, und fie ift ſtets in 
litauiſchem Sinne umgejtaltet worden, wenn einmal ein litauiſches 
Direktorium ans Ruder kam. Wie ſchon einmal im Jahre 1927, To 
iſt jetzt wieder inmitten des Schuljahres die litauiſche Unter- 
richtsſprache am Lehrerſeminar außer in Der tſch 
und Mathematik eingeführt worden. Ferner hat man 
drei deutſcheingeſtellte Lehrkräfte entfernt und hat 
allerlei andere Maßnahmen ergriffen, um den deutſchen Schülern die 
Ausbildung im Lehrerſeminar zu erſchweren biw. unmöglich zu machen. 


Staatspräſident Smetona 60 Jahre alt. 


Staatspräfident Antanas Smetona wurde am 10. Auguſt 
1874 in Uzulenai, Kreis Wilkomir, als Sohn eines Landwirtes geboren. 
Nach dem VBeſuch der Volksschule und privatem Unterricht beſuchte 
er die Mittelſchule in Polangen und das Gymnajium in Mitau. 
Dort nahm er an der litauiſchen Volkstumsbewegung teil und wurde 
1896 aus dem Gymnafium ausgeſchloſſen, weil er ſich geweigert hatte, 
die Gebete in ruffifcher Sprache zu ſprechen. Es gelang ihm Schließlich, 
in das 9. Gymnaſium in Petersburg aufgenommen zu werden. Dann 
ſtudierte er von 1897 bis 1902 an der juriſtiſchen Fakultät der 
Petersburger Univerfität. Auch hier geriet er wegen 
ſeiner Volkstumsarbeit in Konflikt mit den Behörden, wurde von der 
Univerſität verwieſen und für einige Zeit als politiſcher Verbrecher ins 
Gefängnis geſteckt. Ständig von den ruſſiſchen Behörden beobachtet 
und verfolgt, gelang es ihm ſchließlich, ſeine Studien zu beenden. 1903 
wurde Smetona Beamter der Landbank in Wilna, 1904 
verheiratete er ſich mit der Tochter des Gutsbeſitzers Chodakauskas. 
Auch in Wilna nahm er die Tätigkeit für das litauiſche Volkstum, be 
ſonders auf journaliſtiſchem Gebiet, wieder auf. 1906 redigierte er die 
von ihm gegründete Zeitung „UÜkininkas“, 1%7 war er Mit- 
arbeiter der Zeitung „Vilniaus Sinios“ (Wilnaer Nachrichten), 
von 1907 bis 1913 Schriftleiter der Zeitung „Viltis“ (Die Hoff- 
nung) und von 1913 bis 1914 der Seitſchrift „Vairas“. Während 
der Revolution im Jahre 1905 ſtand er in der vorderſten 
Reihe der Kämpfer für die litauiſche Freiheit und Unabhängigkeit und 
bekleidete im erſten Allitauiſchen Seim in Wilna das Amt des ſtell⸗ 
vertretenden Vorfitzenden. Die auf die Revolution folgende ruflifche 
Reaktion lähmte zwar zeitweilig wieder die Arbeit der litauischen 
Patrioten, konnte es aber nicht verhindern, daß Smetona neben ſeiner 
journaliſtiſchen Tätigkeit gerade in den Jahren von 1905 bis 1914 an 
der Spitze von Vereinen, Rommijfionen uſw. ſich ganz befonders der 
kulturellen Volkstumsarbeit widmete. 

Zu Beginn des Krieges lebte Smetona in Wilna, wo er auch 
verblieb, als die Deutſchen dort einzogen. Während der Beſetzungszeit 
trat Smetona immer mehr in der Öffentlichkeit, hervor, insbeſondere 
durch feine Tätigkeit als Vorfitzender eines litauiſchen 
Hilfskomitees, das Jeinen philantropiſchen Wirkungskreis bald 
auch auf das politiſche Gebiet ausdehnte und maßgeblich an der Ein- 
berufung einer großen Konferenz der Litauer in Wilna beteiligt war, 
auf welcher der Lit auiſche Nationalrat gebildet wurde. 
Smetonas ſtaatsmänniſche Laufbahn begann, als er 1917 einftimmig 


zum Präſidenten des Nationalrates gewählt wurde. Am 16. Februar 
1918 proklamierte er als Vorlitzender des Na⸗ 
tionalrates mit deutſcher Hilfe den unabhängigen 
litauiſchen Staat. Nach dem Abzug der deutſchen Beſatzung 
war Smetona zeitweife im Auslande für die Sache Litauens tätig, bis 
er am 4. April 1910 vom litauiſchen Nationalrat um Staats- 
präſidenten gewählt wurde. Nach Erlaß der vorläufigen Ver⸗ 
faſſung durch die Verfaſſunggebende Verſammlung trat Smetona am 
3. Juni 1920 von dem Amt des Staatspräſidenten zurück, er überließ 
den in außerordentlich heftiger Agitation entſtandenen Parteien, den 
Chriſtlich-Demokraten und den Volksſozialiſten, die künftige Führung 
der Staatsgeſchäfte. 

Selbſt hatte Smetona bis dahin weder eine ausgelprochene, 
nach einem feſten Programm arbeitende Partei gegründet, noch 
einer ſolchen angehört. Das iſt auch der Grund, weshalb die von 
ihm vertretene politiſche Nichtung im Verfallunggebenden Sejm falt 
ohne perſonelle Vertretung blieb. Smetona verzichtete jetzt auf poli⸗ 
tiſche Betätigung in größerem Maßſtabe, betätigte ſich vorwiegend als 
Publizift an völkiſchen Organen ſowie ſeit 1923 auch als Dozent 
an der Univerität Kauen und beobachtete im übrigen ſorg⸗ 
Jam die Entwicklung. Vom 24. Sebruar 1923 bis gegen Ende April 
des gleichen Jahres war Smetona Oberfter Bevollmächtig⸗ 
ter im Memelgebiet. Im Mai 1926 wurde Smetona in den 
dritten Sejm gewählt, wo er mit zwei Geſinnungsgenoſſen 
eine eigene kleine Gruppe bildete. Die Sozialdemokraten und Volks- 
fozialiften hatten die Führung der Staatsgeſchäfte übernommen, und als 
jih nun gleichzeitig im Lande eine kommuniſtiſche Bewegung breit- 
machte, erhob Smetona zunächft in Zeitungen und Seitſchriften warnend 
ſeine Stimme, um ſchließlich wieder aktiv in die Geſchicke des Landes 
einzugreifen. Am 17. Dezember 1926 wurde durch einen 
mit Hilfe der Armee durchgeführten Umftury der bis 
dahin herrſchenden parlamentariſchen Regierungs- 
formein Ende gemacht. Smetona wurde am 20. De- 
zember 1926 wieder zum Staatspräfidenten ge⸗ 
wählt. Sm Jahre 1931 erfolgte feine Wiederwahl zum 
Staatspräjidenten durch die nach der neuen Verfallung vorgeſehenen 
beſonderen Volksvertreter, die mit 117 Stimmen ihn einſtimmig 
wieder beriefen. Jetzt trägt Staatspräſident Smetona nicht nur den 
Titel des Präſidenten der litauiſchen Republik, jondern auch den des 
„Führers des litauiſchen Volkes“. 
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Das ausländiihe Aktienkapital in Polen. 


Das polniſche Statiſtiſche Jahrbuch für 1934 enthält Angaben über das 
in den polniſchen Aktiengeſellſchaften tätige Aus- 
lands kapital. Die Angaben geben den Stand von Anfang 1953 
wieder. Sie laſſen die Bedeutung der polnischen Beltrebungen, ſich von 
den Einflüjfen des Auslandskapitals zu befreien, erkennen. Die „Gazeta 
Warszawſka“ befaßte ſich auf Grund der erwähnten ſtatiſtiſchen Angaben 
mit der Kapitalsüberfremdung der polniſchen Wirtſchaft: Es beſtänden 
in Polen 1266 Aktiengeſellſchaften mit einem Gefamtkapital 
von 4273 Millionen Zloty. Davon verfügen 463 Gefell- 
Ichaften über ein gemiſchtes, d. h. teils polniſches, 
teils gusländiſches Kapital in Höhe von zufammen 2993 Mil- 
lionen Zloty. Die teilmeife mit Auslandskapital arbeitenden Geſellſchaf⸗ 
ten machen alſo ihrer Zahl nach rund 36 % aller Aktien 
gefellſchaften in Polen aus, kapitalmäßig verfügen fie jedoch 
über 70% des gefamten in den polniſchen Aktien- 
gelellſchaften inveftierten Kapitals und Jpielen ſomit 
die entscheidende Nolle. Von dieſer Summe mache das ausländiſche 
Kapital allein 1845 Millionen Zloty aus und umfaſſe ſomit im Verhältnis 
zum Gefamtaktienkapital 43,2%. Betrachte man jedoch die einzelnen 
Induſtriezweige getrennt von einander, fo ergebe ſich ein noch viel trau- 
rigeres Bild. 5 

„Wenn wir das Hüttenweſen nehmen“, ſchreibt die „Gazeta 
Warszamjka“, „Jo ſehen wir, daß von 14 Aktiengeſellſchaften 
nur 3 inländiſches, dagegen II in- und ausländiſches 
Kapital haben. Von dem in den Hüttenbetrieben inveſtierten Gefamt- 
kapital in Höhe von 617 Millionen Zloty entfallen 554 Millionen Zloty, 
d. i. faſt 90%, auf Auslands- und nur 63 Millionen Zloty auf 


inländiſches Kapital. Das zweite Gebiet des Wirtſchaftslebens, das 
vollkommen unter dem Einfluß fremder Kapitalien ſteht, lind die Gas- 
und Elektriygıtätsmerke. Von 21 Unternehmungen dieſer Art 
haben nur 4 einheimiſches Kapital, und auf die Geſamtſumme von 
195 Millionen Zloty Aktienkapital der Gass und Elek- 
trizitätswerke kommen 152 Millionen Sloty ausländiſches 
Kapital, was einem Anteil von fajt 78% gleichkommt.“ 5 

„Ein wenig, aber auch nur ein wenig beſſer liegen die Verhältniſſe für 
uns im Bergbau. Es arbeiten in ihm 53 Aktiengeſellſchaften, von 
denen 40 ausländiſches Kapital haben. Von 698 Millionen Zloty 
Aktienkapital der Bergwerksunternehmungen entfallen auf Aus- 
lands kapital 430 Millionen Zloty, alſo 62%. Die 
chemiſche Induſtrie, die ſich erſt vor kurzem bei uns zu entwickeln 
begann, hat 56% ausländiſchen Kapitals, da von der Gejamt- 
ſumme von 287 Millionen Zloty 162 Millionen Zloty auf das Auslands- 
kapital entfallen und ihm über die Hälfte aller Unternehmungen voll⸗ 
kommen gehört. In der Maſchinen- und Elektroinduftrie 
ſowie in den Verkehrs- und Cransportunternehmungen 
umfaßt das ausländische Kapital über 51%. Am ſchwächſten iſt das 
Auslandskapital in der CTextilinduſtrie vertreten, in der Jein 
Anteil 21,5% ausmacht. In den übrigen Induſtriezweigen beträgt 
dieſer Anteil 17%.“ 

Nach diefen Angaben herrſcht alſo das ausländiſche Aktienkapital 
unumjtritten vor im Hüttenweſen, den Gas- und Elektrizitätswerken, im 
Bergbau und in der chemiſchen Induſtrie. Angaben über die Herkunft 
des Auslandskapitals finden ſich in der Veröffentlichung des Warſchauer 
Statiſtiſchen Sentralamtes nicht: 


Notſtandsgebiet Beuthen 


Die bevölkerungs- und wirtſchaftspolitiſche Gefundung des melt- 
oberſchleſiſchen Induſtriegebietes iſt wohl die intereſſanteſte und 
ſchwierigſte Aufgabe, die die diplomatiſche Unvernunft von Verſailles 
der Führung des Deutſchen Reiches geſtellt hat. Im Auftrage der 
Kommunalen Intereſſengemeinſchaft für das oberſchleſiſche Industrie 
gebiet iſt kürzlich unter dem Titel „Aus Verwaltung und 
Wirtſchaft des oberſchleſiſchen, Induſtriegebietes“ 
eine größere ſtatiſtiſche Arbeit veröffentlicht worden, die eine Fülle 
lehrreichen Materials über die Bevölkerungs- und Wirtſchaftsſtruktur 
diefes induftriellen Srenzbezirks enthält. (Oſtdeutſche Verlagsanſtalt 
Breslau. Herausgeber Dr. 5. Nompe. 204 Seiten.) Dieſem Buch ſind 
nachſtehende Angaben entnommen. 

Das weſtoberſchleſiſche Industriegebiet wird von den Städten 
Beuthen, Sleiwitz und Hindenburg, dem Landkreis 
Beuthen — Carnowlitz und Teilen des Landkreiſes Glei- 
witz gebildet. Wirtſchafts- und Bevölkerungsſtruktur des Gebietes 
werden vollkommen von der Schwerinduſtrie, vor allem der 
Eifeninduftrie und dem Bergbau, beſtimmt. Am deutlichſten tritt dieſe 
wirtschaftliche Einseitigkeit in Hindenburg, einer falt reinen Arbeiter ⸗ 
ſtadt, in Erſcheinung, während in Beuthen der Handel und in Gleiwitz 
Verwaltung und Verkehr neben der Induſtrie ſtärker hervortreten. 

Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg find die drei Großſtädte des 
Deutſchen Reiches (mit über 100 000 Einwohner), die den hö ch ſten 
Geburtenüberſchuß aufweiſen. Im Jahre 1933 betrug der 
Überſchuß der Geburten über die Todesfälle in Beuthen 9,3 oo, in 
Gleiwitz 7,8 % o und in Hindenburg 9,8 , während im gleichen Jahre 
der durchfchnittliche Heburtenüberſchuß der deutſchen Großſtädte nur 
0,4 °/oo und im Durchſchnitt des Reiches nur 3,5 % betrug. Auf das 
Vorwiegen der Schwerinduſtrie, die nur geringe Möglichkeiten 
für Frauenarbeit bietet, iſt der verhältnismäßig 
geringe Srauenüberſchuß zurückzuführen, den die drei Groß 
ſtädte des Induftriegebietes aufweiſen. Die Stadt Hindenburg konnte 
im Jahre 1925 fogar einen Männerüberſchuß ausweiſen. Im Jahre 
1955 kamen auf je 100 Männer in Beuthen 107,3, in Gleſwitz 108,1 
und in Hindenburg 103,3 Frauen, im Durchſchnitt der deutſchen Sroß⸗ 
ſtädte dagegen 111,6. Auf den Kinderreichtum der drei Städte geht 
der ſtarke Anteil der jüngeren Altersklaſſen an 
der Seſamtbevölkerung zurück. Von je 100 Einwohnern 
find im Durchſchnitt der deutſchen Großſtädte 69,8 über 20 Jahre alt, 
in Beuthen 60,3, in Gleiwitz 60,5 und in Hindenburg nur 58,1. Auch 
in der Konfeſſionsgliederung ihrer Bevölkerung unter- 
ſcheiden ſich die drei oberſchleſiſchen Induſtriegroßſtädte von den meiſten 
Großſtädten des Reiches. Das katholiſche Bekenntnis herrſcht 
mit 85 bis 90,1 v. H. eindeutig vor. Bezeichnend iſt der verhältnis- 
mäßig ftarke Anteil der Sſraeliten an der Bevölkerung Beuthens, 
das man als das Handelszentrum des Induſtriegebiets anſprechen kann. 
Dieſer Anteil betrug im Jahre 1925 3 v. H. und ging im vergangenen 
Jahre auf 2.8 v. H. zurück. Im Durchſchnitt der deutschen Großſtädte 
betrug der ifraelitiſche Anteil im Jahre 1925 2,3 v. H. 

Am aufſchlußreichſten iſt die Sliederung der Bevölke- 
rung nach der Erwerbstätigkeit. Der Anteil der 
Erwerbstätigen an der Geſamtbevölkerung ilt in den drei er- 
wähnten Städten erheblich niedriger als im Durchſchnitt der 
deutſchen Großſtädte und des Deutſchen Reiches. Der Grund liegt 
1. in den hohen Kinderreichtum des Induſtriegebietes. 2. in der geringen 
Erwerbsmöglichkeit für Frauen in der Schwerinduſtrie und 3. auch in 


— Gleiwitz — Hindenburg. 


der verhältnismäßig hohen Sahl der Unfall- und Altersrentner. Von je 
100 Männern ſind (nach der Berufszählung von 1925, auf die hier noch 
zurückgegriffen werden muß) erwerbstätig in Beuthen 63,2, in Gleiwitz 
64,8 und in Hindenburg 63,6 — gegen 71,8 im Durchſchnitt der deutſchen 
Großſtädte und 68 im Durchſchnitt des Reiches. Von Joo Srauen 
find erwerbstätig in Beuthen 22,3, in Gleiwitz 20,8 und in 
Hindenburg 13,8 — gegen 31 im Großſtadt- und 35,6 im Neichsdurch⸗ 
Schnitt. Bezeichnend für die Struktur der oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
ſtädte iſt auch der geringe Anteil der Selbſtändigen an 
den Erwerbstätigen. Während im Reichsdurchſchnitt auf je 
100 Erwerbstätige 17,3 und im Großſtadtdurchſchnitt 14,3 Selbſtändige 
entfallen, iſt diefe ſoziale Kategorie in Beuthen nur mit 12,2, in Glei⸗ 
witz mit 10,90 und in Hindenburg gar nur mit 7,3 v. H. vertreten. 
Umgekehrt iſt der Anteil der unſelbſtändigen Arbeiter 
(ohne die Angeſtellten und Beamten) an der Geſamtjahl der 
Erwerbstätigen in den oberſchleſiſchen Induſtrieſtädten erheblich 
höher als im Reichs- und Großſtadtdurchſchnitt. Er beträgt in Beuthen 
50,4, in Gleiwitz 51,2 und in Hindenburg ſogar 67.5 v. H., während er 
im Reich und in den Großſtädten durchſchnittlich nur 45,1 bzw. 
47,3 v. H. beträgt. 

Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg — namentlich das letztere — ſind 
tupiſche Arbeiterſtädte. Im Durchſchnitt iſt ihre Bevölke- 
rung trotz der vorhandenen reichen Bodenſchätze recht arm. Ihr 
Einkommen bleibt weit hinter dem deutſchen Groß⸗ 
ſtadtdurchſchnitt und ſelbſt hinter dem Durchſchnitt 

des Reiches leinſchließlich der ländlichen Gebiete) 
zurück. Ju bemerken it auch, daß das aufeine im Crwerbs- 
leben ſtehende Perſon entfallende Sin kommen ſich 
in den oberſchleſiſchen önduſtrieſtädten infolge der 
größeren Kinderzahl und des geringen Anteils der 
Erwerbstätigen an der Gefamtbevölkerung im 
Durchſchnitt auf eine größere Perſonenzahl als in 
den übrigen deutſchen Sroßſtädten verteilt. Am 
klarſten gehen die ungünſtigen Einkommensverhältniſſe der ober- 
ſchleſiſchen Induftrieftädte aus einer Geaenüberftellung der Steuer- 
kraftsiffern hervor. Das Steuerſoll je Einwohner (d. h. Lohn- 
teuer, veranlagte Einkommenſteuer, Körperſchaftsſteuer und Ver⸗ 
mögensſteuer zuſammen) beträgt für 1928 in Beuthen 55,50 N., in 
Gleiwitz 110,10 AM. und in Hindenburg 30,40 AM. Dagegen beträgt 
es im Durchlchnitt der deutſchen Sroßſtädte 120,70 RM. Die Steuer- 
kraftziffer Hindenburgs macht alſo nur etwa ein Viertel, diejenige 
Beuthens die knappe Hälfte der entſprechenden Ziffer der deutſchen 
Großſtädte aus. Von der hoben Gleiwitzer Steuerkraftziffer entfällt 
etwa die Hälfte auf die Körperſchaftsſteuer, was darauf zurückzuführen 
iſt, daß viele oberſchleſiſche Induſtrieverwaltungen ihren Sitz in Gleiwitz 
haben und dort auch zur Körperſchaftsſteuer veranlagt werden. : 

Eines der ſchwierigſten Probleme der oberſchleſiſchen Induſtrieſtädte 
iſt das Wohnunasproblem. Die raſche wirtſchaftliche Ent. 
wicklung des Gebietes unter der Herrschaft eines nur widerwillig ſich 
mit ſozialen Fragen befaſſenden kapitaliſtiſchen Suſtems, die Armut und 
der Kinderreichtum der Bevölkerung und die ſich daraus ergebende 
Armut der Kommunen. ſchließlich die mannigfachen Beſchränkungen, 
denen die geſunde bauliche Entwicklung der Städte durch die bergbau- 
lichen Erforderniſſe ausgeſetzt ift, haben die Wohnungsnot in den ober- 
ſchleſiſchen Arbeiterſtädten ſchon in der Vorkriegszeit zu einem ebenfo 
dringend wie ſchwer zu löſenden ſozialen Problem werden laffen. Diefes 
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Problem wurde nach dem Kriege durch die lange ſtockende Bautätigkeit 
und durch den hohen Flüchtlingszuzug aus dem losgetrennten oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Nachbargebiet noch erheblich verſchärft. Die ober- 
ſchleſiſchen Induſtrieſtädte weiſen je ohnung eine 
erheblich größere Wohndichte auf als die deukſchen 
Städte mit mehr als 50 ooo Einwohner in ihrem Geſamtdurchfchnitt. 
Noch Kraffer Jind die Unterſchiede bezüglich der Wohndichte je Wohn- 
raum. Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg weiſen in 
dieſer Hinſicht unter allen deutſchen Städten die 
unge fündeſten Verhältniſſe auf. Auf einen Wohnraum 
entfielen am 31. Dezember 1933 in Beuthen 1,55, in Gleiwitz 1,45 und 
in Hindenburg 1,57 Perſonen. Dabei iſt noch zu bedenken, daß lich die 
meiſten der überfüllten Wohnungen der oberſchleſiſchen Städte hin⸗ 
lichtlich ihrer Bauart in einem Juſtande befinden, wie er nur in den 
ſchlimmſten „Proletariervierteln“, z. B. des Berliner Nordens, vor- 
kommt. In Beuthen und Hindenburg beſteht die Hälfte aller vor- 
handenen Wohnungen nur aus ein bis jwei Räumen, in Gleiwitz liegen 
die Verhältniſſe mit 40 v. H. Ein- und Sweizimmerwohnungen etwas 
günstiger. Der drückenden Wohnungsnot wurde durch eine erheb- 
liche Neubautätigkeit entgegengetreten. Die drei ober- 
ſchleſiſchen Induſtrieſtädte wieſen Anfang 1933 unter allen deutfchen 
Städten in ihrem Wohnungsbeſtand den höchſten Anteil an 
Neubauwohnungen auf (das find ſolche, die nach dem 1. Juli 
1918 erſtellt worden ſind). Der Neubauanteil betrug in Beuthen 
27,0 v. H., in Gleiwitz 33,0 v. H. und in Hindenburg 23,6 v. H. — gegen 
nur 17 v. H. im Reichsdurchjchnitt. 

Die Wohnungsverhältniſſe haben ſich durch dieſe rege Bautätigkeit 
zwar etwas gebejlert. Die Erfolge konnten jedoch wegen der ſtarken 
Bevölkerungszunahme der Induftrieftädte nur teilweiſe in Erſcheinung 
treten. Dieſe Zunahme ging einerſeits auf die natürliche Bevölke- 
rungsvermehrung. dann aber auch auf die ſtarke Zuwanderung 
namentlich aus Oſtoberſchleſien zurück. Ein großer Teil der aus dem 
an Polen gefallenen oberſchleſiſchen Sebietsteil verdrängten Deutſchen 
blieb in den unmittelbar an der Grenze gelegenen Induftrieftädten 
hängen. Viele Jahre hindurch waren Taufende dieſer Flüchtlinge 
notdürftig in Baracken untergebracht. Welch hohen Anteil die Slücht- 
linge an der Geſamtbevölkerung der drei Städte ausmachen, geht aus 
Nundfragen hervor, die 1931 bis 1934 in den Volksſchulen veranſtaltet 
wurden. Dabei wurde feſtgeſtellt, daß 17,5 v. H. aller Volks- 
ſchulkinder dat Induſtrieſtädte Kinder von Eltern 
find, die nach dem 31. März 192 aus Oſtoberſchleſien 
nach Deutſchland eingewandert find. Die üc- 
wanderungsbewegung dauert auch heute noch an. Im Jahre 1932 
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wanderten 3489 Perſonen aus Oſtoberſchleſien nach Beuthen, Gleiwitz 
und Hindenburg zu, im Jahre 1933 waren es 4774 Perſonen. . 

Bezeichnend für die Struktur des oberſchleſiſchen Induſtriegebietes 
ſind auch die das Schulweſen betreffenden Sahlen. Der Anteil der 
die Volksſchule bejuchenden Kinder an der Geſamtbevölkerung 
liegt in Hindenburg und Gleiwitz um faſt die Hälfte 
und in Beuthen um etwa ein Drittel höher als im 
Durchſchnitt der deutſchen Städte mit mehr als 50 ooo 
Einwohnern. Die Verforgung der oberſchleſiſchen Städte mit Schulen 
und Lehrkräften entſpricht aber nicht diefer höheren Anzahl der Schüler. 
Im Schuljahr 1933/34 wurde eine Volksſchulklaſſe in Beuthen 
durchſchnittlich von 52,9 Kindern befucht, in Gleiwitz von 48,0 und in 
Hindenburg von 48, 5. Auf eine hauptamtliche Lehrbraft 
kamen im Schuljahr 1933/34 in Beuthen durchſchnittlich 55,4 Kinder, 
in Gleiwitz 58,9 und in Hindenburg 50,5. Im Durchſchnitt der deutſchen 
Städte mit über 50000 Einwohnern kamen auf eine hauptamtliche 
Lehrkraft dagegen nur 37,9 und auf eine Klaſſe nur 40,5 Schüler. 
Anders liegen die Verhältniſſe in den mittleren und höheren 
Schulen. Dieſe werden in Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg ver- 
hältnismäßig ſchwächer als im Durchſchnitt der Städte mit mehr als 
50000 Einwohnern beſucht. Der durchſchnittliche Klaffenbefuch, wie 
die durchſchnittlich von einer hauptamtlichen Lehrkraft zu betreuenden 
Schülerzahl entspricht etwa dem Durchſchnitt der Städte mit über 
5000 Einwohnern. Dieſes an ſich günſtige Verhältnis iſt jedoch 
weniger durch die gute Ausſtattung der oberſchleſiſchen Induſtrieſtädte 
mit höheren Schultypen als auf die vergleichsiveife geringe Inanfpruch- 
nahme dieſer Schulen durch die Bevölkerung zurückzuführen. 

Im ganzen ergibt ſich aus all diefen Angaben kein erfreu- 
liches Bild. Es iſt im oberſchleſiſchen Induſtriegebiet auf 
ſofialem und kulturellem Gebiete noch unendlich 
viel zu tun. Da bei der verhältnismäßigen Armut der Bevölkerung 
die teuereinnahmen der Kommunen gering, die 
wotwendigen Ausgaben aber um ſo höher find, iſt die 
Forderung der Kommunalen Infereſſengemeinſchaft für das ober- 
ſchleſiſche Induſtriegebiet, dem wirtschaftlich und politiſch gleich wichtigen 
Grenjgebiet erhöhte ſtaatliche Suſchüſſe zu gewähren. 
durchaus berechtigt. Die nationalſozialiſtiſche Regierung ift- daran- 
gegangen, die Geſundung des unter den Unterlaffungsfünden der Ber- 
gangenheit wie unter dem Serſtörungswillen der Verſailler Friedens“ 
macher leidenden Gebietes nach großangelegtem Plane durchzuführen. 
An erſter Stelle wird hier diebevölkerungspolitiſche Ent- 
laſtung der drei überfüllten Großftädte in Angriff 
genommen werden. 


Gſtland⸗Woche. 


Deutſchland — Polen 5:2 


Der zweite Fußball-Länderkampf, den am 9. September die 
Nationalmannſchaften von Deutſchland und Polen im Warſchauer 
Militärftadion vor 35 ooo Suſchauern austrugen, wurde von Deutſch⸗ 
land mit 5:2 überlegen gewonnen, nachdem zur Halbzeit der Stand 
des Spieles noch 1:1 gelautet hatte. Wie ſchon im Dezember vorigen 
Jahres in Berlin, erwieſen lich die Polen nicht nur als beherzte, 
ſondern auch in techniſcher Beziehung als hervorragende Kämpfer. 
Noch niemals wurden auf einer ſportlichen Veranſtaltung in Polen ſo 
viele Zuſchauer geſehen, wie bei dieſem deutſch-polniſchen Wettkampf, 
der die erſt ſeit kurzer Seit beſtehenden ſportfreundſchaftlichen Be- 
niehungen der beiden Nationen vertieft und gefeſtigt hat. Die Auf- 
nahme der Deutſchen ließ an Herzlichkeit nichts zu wünſchen übrig. 
Voreits am Vortage hatte in Abwefenheit des auf dem Parteitag 
weilenden deutſchen Geſandten von Moltke der Geſchäftsträger 
Dr. Schliep die beiden Ländermannſchaften und ihre Führer empfangen. 
Dem Spiel wohnten hohe polniſche Würdenträger, die Führer der 
Sportverbände, der deutsche Geſchäftsträger Dr. Schliep ufw. auf der 
Chrentribüne bei. In Sonderzügen waren etwa 10000 Oft- 
preußen und Schleſier nach Polen gekommen, um den Kampf 
miterleben und den deutſchen Spielern den Rücken ſtärken zu können. 
Die Deutſchen ließen den Schlachtruf: „Nah. rah, rah Germanial“ 
machtvoll über den Kampfplatz brauſen und ſtanden an Lautſtärke hinter 
den zahlenmäßig weitüberlegenen Polen kaum zurück. Der Länder- 
kampf ODeutſchland — Polen iſt mehr als ein bloßes ſportliches Ereignis 
geweſen. Daß 10000 Reichsdeutjche ſich an einem Cage in der Haupt- 
ſtadt Polens aufgehalten haben, iſt ſeit dem Weltkrieg nicht mehr 
vorgekommen. Und daß der Sieg der deutſchen Mannſchaft bei aller 
Leidenſchaftlichkeit, mit der die deutſchen und die polniſchen Zufchauer 
dem Spiele gefolgt ſind und bei der bekannten Empfindlichkeit der 
Polen, die Sport und Politik ſehr leicht miteinander vermengen. im 
allgemeinen in fairer Weiſe anerkannt und gerühmt worden ift. iſt ein 
Beweis nicht nur sportlicher Gnfinnung, ſondern auch der politiſchen 
Entſpannung auf polniſcher Seite. 


Die deutſchen „Rüftungen”, 

Der „‚Rurjer Poznanſki“ ift über die deutſche „Auf- 
rüſtung“ vollkommen im Bilde. Er weiß „ganz genau“, über wie⸗ 
viel Mannſchaften, Flugzeuge und ſonſtige kriegswichtige Dinge 
Deutſchland verfügt. Am 11. September verrät er es feinen er- 
ſchrockenen Leſern. Man höre: Deutfchland ſoll gegenwärtig 300 ooo 
Mann Neichswehrſoldaten, 150 ooo Schupoleute und 36000 SA. 
Männer, insgeſamt alſo 810 009 Mann unter Waffen haben. 


„In wenigen Tagen“ können „ungeheure Neſerven“ mobilgemacht 
werden. Die Luftflotte Deutſchlands Joll aus 2400 Kriegs- 
flugzeugen beſtehen, und zwar aus 90 Geſchwadern Verfolgungsflug- 
zeugen, von denen jedes aus 12 Maſchinen beſteht, 7o Geſchwadern 
Bombenflugzeugen, jedes 9 Flugzeuge ſtark, 7o Beobachtungsgeſchwa⸗ 
dern, in gleicher Stärke, und 14 Waſſerflugzeuggeſchwadern. 24 Flug- 
zeugfabriken ſollen im Laufe eines Monats 2 500 Flugzeuge herſtellen 
können. In 31 Städten, ſchreibt der „Kurjer Pomanfki“ weiter, be- 
ſtänden große Werke der Rüſtungsinduſtrie, die jederzeit Kriegs- 
material herſtellen könnten. In 15 Städten gäbe es Flugzeugfabriken. 
in acht Städten chemiſche Fabriken und der unmittelbaren Kontrolle 
des „Induſtriemobilmachungsamtes“ unterſtänden 34 chemiſche Jabriken. 
Auch daß Deutſchland ein verhältnismäßig gut ausgeltattetes Kraft- 
fahrweſen beſitzt, erſcheint dem polniſchen Blatte verdächtig: 
150 000 Laſtautos (davon etwa 6000 mit elektriſchem Antrieb), 522 009 
Automobile und Traktoren, 374000 Motorräder und 500 000 kleine 
Motorräder ſeien vorhanden und für Kriegsſwecke verwendbar. Es 
folgen Angaben dann über die Autoſtraßen in ODeutſchland und 
ihre Cransportfähigkeit. Und ſchließlich iſt auch das deutſche Militär- 
budget der polniſchen Aufmerkſamkeit nicht entganoen. Es betrage 
39293 Millionen Sranken, während das franzöſiſche Budget nur 
3187.2 Millionen Franken betrage. Ju dieſem im Budget des Neichs- 
wehrminiſteriums enthaltenen Ausgaben kämen dann noch die vielen 
im Haushalt anderer Minifterien verſteckten militäriſchen Ausgaben 
binzu. So jeien im Budget des Neichsinnenminiſteriums Poſten für 
zmilitäriſche Ausgaben“ (gemeint iſt die Cechniſche Nothilfe) vorhanden: 
dasſelbe ſei beim Budget des Neichsfinanzminiſteriums. des Reichs- 
landwirtſchaftsminiſteriums uſw. der Fall. Alle dieſe Pofitionen ju- 
ſammen ſollen nach der Nechenkunſt des „Kurier Poznanſki“ die 
Summe von 13 Milliarden Stanken. die für Nüſtungen und Kriegs- 
vorbereitungen beſtimmt find, ergeben. 


Die polniſchen Kriegsverluſte. 


Kürzlich ift nach fünfjähriger Arbeit ein 1061 Seiten umfaffendes 
„Verzeichnis der Verluſte des polniſchen Heeres“ 
(„Lifte ſtrat Woifka_polfkiego“) erſchienen, herausgegeben vom Heeres 
amt für Geſchichte (Woſſkowe Biuro Hiſtoruczne). Es enthält den Nach- 
weis von 47 055 Gefallenen und Geſtorbenen in den 
Kriegen des unabhängigen Polen vom Oktober 1918 
bis zum Ende des Jahres 1920, und zwar an allen Fronten. 
Nicht enthalten find in dieſer Zahl die Verſchollenen, deren Cod ſich 
amtlich nicht feſtſtellen ließ. Diefes Verzeichnis der Verluſte des pol⸗ 
e iſt, wie die polniſche Preſſe hervorhebt, einzig in 
einer Art. 
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Das vierte und fünfte Opfer Zyrardows. 


Surardow hat weitere Opfer gefordert: Nach Le dnicki, 
Matufzemfki und Dobiecki_ift jetzt Graf Heinrich 
Potocki über Jurardow geftürzt. Er wurde am 6. September ver- 
haftet, nachdem er kurz vorher ſchon den Vorſitz im Polniſchen Roten 
Kreuz niedergelegt hatte. Er wurde von dem aus dem Breſter Prozeß 
bekannten Unterſuchungsrichter Demant vernommen und dann ſofort 
ins Unterſuchungsgefängnis abgeführt. Graf. Potocki war der 
Vorfitzende des Auflichtsrates der Surardower 
Cextilwerke. Er gehörte zu den zahlreichen Trägern hiſto riſcher 
polniſcher Namen, mit denen Schieber und Gauner in Polen ſchon Jo 
fi ſyre vmhlren Wiſbzäfre zu curnen Veffemborn. We Wird, Wee ec 
lautet, Anklage nach Artikel 269 des neuen Strafgeſetzbuches gegen 
ihn erhoben werden, der diejenigen mit Gefängnisſtrafen bis zu fünf 
Jahren bedroht, die in ihrer Eigenſchaft als Vertreter beſtimmter Ber- 
mögensintereſſen anderer Perſonen zu deren Schaden handeln. Graf 
Potocki war in der Vorkriegszeit polniſcher Abgeordneter in der 
rufſiſchen Duma und damals Gründer der „Partei für Nealpolitik“. 
Im neuen Polen ſtand er ſtets an der Spitze der polniſchen 
Konſervativen und ging mit dieſen im Jahre 1928 ins Pilſudſki- 
lager über. Er ift Mitglied des Aufſichtsrats zahlreicher großer 
induſtrieller Unternehmungen und u. a. auch Mitglied des Präſidiums 
der „Alliance Srangaife“ in Warſchau. Sür die konjervative 
Gruppe im Negierungsblock ift die Affäre Potocki ein ſchwerer Schlag. 


Als Fünfter ſteht Senator Targowſhi auf der Liſte der Opfer 
Surardows. Er hat in einem Schreiben an den Vorſitzenden des 
Regierungsklubs, Oberſt Slawek, darum gebeten, ſeine Tätigkeit als 
Verwaltungsmitglied der Zyrardower Werke durch das Klubgericht 
prüfen zu laffen. Zugleich hat Targomfki bis zur vollkommenen Klärung 
des Falles das Amt als Leiter der Senatorengruppe des Regierungs- 
blocks niedergelegt. Die polnische Prelſe beſchäftigt ſich nach wie vor 
eingehend mit der Jurardower Affäre. Intereſſant ift dabei die Seft- 
Stellung, daß der Fall nicht nur als eine Auseinanderſetzung mit franz 
zöſiſchen Kapitalintereffen, ſondern immer ſtärker auch als eine 
innerpolitiſche Aktion gegen die bisher fehr ein- 
flußreichen konſervativen Kreiſe des Negierungs- 
blocks aufgefaßt wird. 


Juden unerwünſcht. 


Kürzlich hatte ſich die nationaldemokratiſche „Gazeta War- 
Jzamfka“ dagegen gewandt, daß die polniſchen Behörden nichts 
gegen die Nückwanderung der Juden aus Deutſchland nach Polen 
unternehmen. Nunmehr beſchäftigte ſich auch der „Kurjer Warfzamfki” 
mit diejer Frage. Senator Roskomfki proteftiert in einem „Warum 
gerade wir?“ überſchriebenen Artikel gegen die den Juden von der 
polniſchen Regierung gegebene Zulage, dem Aufenthalt der jüdiſchen 
„Nückwanderer“ in Polen auch weiterhin keine Schwierigkeiten be- 
reiten zu wollen. „Sollen wir Polen vielleicht zuſammen 
nit einigen anderen Ländern die erſten Koſten des 
deutſchen Antiſemitismus bezahlen?“ fragt Senator 
Koskowſki. Man müfle wegen der aus Deutſchland kommenden Juden 
beforgt fein. Es entſtehe ein ſehr ernſtes Problem. Der Antiſemitis- 
mus nehme in breiten Kreiſen des polniſchen Volkes zweifellos zu. 
Miüfle man da die Judenfrage noch weiter verſchärfen? Es ſei paradox, 
wenn man einerfeits die Auswanderung nach Palaftina unterſtütze und 
andererſeits neue Juden ins Land hereinlaſſe. Die polniſchen Konſuln 
im Orient hielten feurige Neden zu Ehren Paläftinas, denn ſie hofften, 
wenigſtens ein kleiner Ceil der Juden werde Polen verlaſſen. Gleich- 
zeitig aber erleichterten die polniſchen Konſuln in Weſteuropa den 
deutſchen Juden die Einreiſe nach Polen. Man könnte einwenden, 
daß, wo 3 Millionen Juden ſeien, noch einige taujend neue keine große 
Nolle ſpielten. Aber es gebe in Polen nicht einmal für die pol 
niſchen Nückwanderer Arbeit, die aus fremden Ländern in ihr 
Vaterland zurückkehren müſſen. Es gebe in Europa Länder, die be⸗ 
deutend reicher als Polen ſeien, in denen geringere Arbeitsloſigkeit 
herrſche, und die weit weniger Juden beſäßen. Die fe ſollten ihre 
Core gaſtfrei öffnen. Warum folle Polen auch heute wieder, wie feit 
‚Jahrhunderten, die Koſten des ſpaniſchen, deutſchen, ruffifchen und eng- 
liſchen Antiſemitismus bezahlen? 


Polniſche Mütter gegen jübifche Lehrer. 


In Loma Gongreßpolen) veranftalteten zu Beginn des neuen 
Schuljahres am 31. Auguft die chriſtlichen Mütter eine 
judenfeindliche Kundgebung. Die Lehrkräfte der 
Schulen dieſer Stadt rekrutieren ſich hauptſächlich aus Jude n. Nach- 
dem die chriſtlichen Erziehungsberechtigten früher ſchon mehrfach er- 
folglos gegen die Anſtellung von jüdiſchen Lehrern in chriſtlichen Schulen 
proteftiert hatten, begaben ſich jetzt 400 chriſtliche Mütter in das 
Schulinſpektorrat und forderten die Entlaſſung der jüdiſchen Lehrer. 


Danziger Sparmaßnahmen. 


Im Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig veröffentlichte der Senat 
eine Verordnung über die Feſtſtellung der Staatshaus⸗ 
halts der reien Stadt für das Nechnungsjahr 1934. 
Der feſtgeſtellte Haushaltsplan weiſt auf der Einnahmen- und Aus- 
gabenſeite im ordentlichen Etat eine Summe von 121 367 200 Gulden, 
im außerordentlichen eine Summe von 108 510 Gulden an Einnahmen 
und Ausgaben auf. Die Verordnung enthält die Beſtimmung, daß 
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der bisher gezahlte ſechsprozentige Ausgleichs zuſchlag 
für alle Staatsbedienſteten auf % v. H. herabgeſetzt 
wird und Jo dem Staat eine weſentliche Erjparnis feiner Verwaltungs- 
unkoſten ermöglichen wird. Der Swang zur Sparjamkeit kommt weiter 
in einer Verordnungsbeſtimmung zum Ausdruck, daß beim Frei- 
werden von Beamten und Angeſtelltenſtellten in 
der gesamten ſtaatlichen Berwaltung mindeſtens 
jede zweite freiwerdende Stelle, mit Ausnahme der lei- 
tenden, einzufparen ift. Serner wird in der Verordnung der 
Senat ermächtigt, ſchwebende Schulden zur Durchführung der 
durch den Haushaltsplan genehmigten und begrenzten Aufwendungen 
aufzunehmen und zur Beſeitigung don Notſtänden 
DdruuTTren vıs um Dv rTu Nr r fu reis Mil 
lionen, vorbehaltlich der Juſtimmung des Sinanzrates, zu über- 
nehmen, ſofern ein öffentliches Intereſſe vorliegt. 


Hindenburgs Grabſtätte. 


Nachdem die Bevölkerung mehrere Wochen lang freien Eintritt in 
das Tannenberg-Nationaldenkmal hatte, um zum Sarge des verewigten 
Neichspräſidenten und Seldmarfihalls von Hindenburg zu wallfahren, ift 
vom I. September ab der Denkmalsehrenhof wieder 
nur gegen Eintrittskarte zu betreten. Der Eintritts- 
preis beträgt 50 Pfg. für Erwachſene und 10 Pfg. für Kinder. Die fo 
vereinnahmken Beträge werden weiter zum Ausbau des Denk- 
mals verwendet. Der Einlaß ift mit Nückſicht auf die Ruheſtätte 
Hindenburgs neu geregelt. Führungen finden ſtündlich zwiſchen 9.00 und 
18.00 Uhr ſtatt. Im Verlaufe der Führung ſchreiten die Beſucher auch 
am offenen Sruftturm vorüber. An Stelle des eingezogenen Militärpoftens 
verſieht jetzt Hendarmerie allein die Wache. Die während der Bei- 
ſetzungsfeierlichkeiten unterbrochenen Bauarbeiten ſind bereits 
wieder aufgenommen worden. Alle Türme erhalten an Stelle der bis- 
herigen Notdächer endgültige Bedachungen; außerdem werden die Um⸗ 
gänge abgedichtet. Auch wird der innere Ausbau des Seldherrn⸗ und 
Soldatenturmes in Angriff genommen werden. Die Arbeiten zur Her- 
ftellung der §eldmarfchallgruft können erſt begonnen werden, wenn der 
endgültige Entwurf vorliegt. 


Warenzeichen für polniſche Erzeugniſſe. 


Die polniſche Regierung plant die Einführung eines Warenzeichens 
für polniſche Erzeugniſſe. Die in Vorbereitung befindliche Verord- 
nung ſoll folgende grundlegenden Bestimmungen enthalten: Die pol- 
niſchen Fabrikanten, die ihre Erzeugniſſe mit dem polniſchen Waren- 
zeichen verſehen wollen, werden an der hierfür beſtimmten Stelle bei 
der Anmeldung anzugeben haben, welchen Prozentanteil am 
Sabrikpreis die aus dem Ausland bezogenen Noh⸗ 
ſtoffe oder Halbfabrikate und die ſonſtigen Hilfs- 
mittel (Verpackung uſw.) haben. Die Berechtigungserteilung wird 
von einem Ausſchuß vorgenommen, der aus Vertretern der Selbit- 
verwaltungskörper der Wirtſchaft ſowie wilſenſchaftlichen Vertretern 
der Technik und der Volkswirtſchaft beſteht. Nur Waren, bei 
denen der in Polen bezahlte Arbeitslohn, polniſche 
Nohſtoffe und Halbfabrikate, Verpackung uw. min- 
deſtens 50 v. H. des Sabrikpreiſes betragen, er⸗ 
halten das polniſche Warenzeichen zuerkannt. Aus- 
nahmen werden nur bei ſolchen Waren gemacht, deren RNohſtoff oder 
Halbfabrikat in Polen nicht erzeugt wird und der soprozentige Anteil 
an den Selbſtkoſten dadurch nicht erreicht werden kann. 


Polniſcher Wein. 


Die Herſtellung von Obſtweinen wird in Polen u. a. im 
Poſener Gebiet ſchon ſeit langem betrieben. Aus Trauben ge- 
kelterter Wein wurde aber im Lande ſelbſt bisher noch nicht ge= 
wonnen, und da die ausländiſchen Weine mit hohen Zöllen belegt 
find, iſt der Weingenuß in Polen ein nur wenigen Begüterten be⸗ 
ſchiedener Vorzug. Nun ſind in Polen die erſten Anfänge 
des Weinbaues und der Weinbereitung geſchaffen 
worden, und auf der diesjährigen Lemberger Herbſtmeſſe 
werden zum erſten Male Weine angeboten, die von der Traube bis 
zum fertigen Flaſchenwein ein eigenes Landeser zeugnis ſind. 
Das polnische Weinland befindet ſich in der füdöſtlichen Ecke 
Polens nahe der rumäniſchen Srenze. Es liegt ungefähr 
auf derſelben geographiſchen Breite wie das Tokaper Gebiet in 
Ungarn. In einem nach Süden geöffneten Seitentale des Dnjeſtr find 
hier on den Hängen einige Weinpflanzungen angelegt worden, die 
zunächſt erſt ein Släche von rund 1009 Hektar haben und mit 
400000 Weinſtöcken beſetzt ſind. Die Pflege der Wein- 
pflonzungen ſoll nach ungariſchen und franzöſiſchen Vorbildern aus- 
geführt worden ſein. die Verarbeitung erfolgte im Zuſammenwirken 
mit einer Lemberger Weinhandelsfirma. Man darf auf das Ergebnis 
der erſten Weinproben geſpannt ſein. Wenn auch einſtweilen der eigene 
Wein im polniſchen Wirtſchaftsleben noch keine weſentliche Nolle 
Ipielen wird, fo wird man doch nach den Ergebniſſen der erſten Ver 
ſuche ein Urteil gewinnen können, ob eine weitere Ausdehnung des 
Weinbaues in Oſtgalizien lohnend erſcheint. 


Blitzzüge nach Gdingen. 


Das Warſchauer Verkehrsminiſterium hat befchloffen, im kommen- 
den Jahr einen beſchleunigten Perſonenderkehr mit 
Gdingen einzurichten. Und zwar ſollen auf der Strecke Warſchau — 
Sdingen zwei Paar Blitzfüge verkehren, deren mittlere 
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Stundengeſchwindigkeit 140 km betragen Joll. Schon 
jetzt wird mit dem Umbau des Bahnkörpers auf der Linie 
Warſchau— dingen begonnen werden, damit er im nächſten Jahr mit 
der angegebenen Geſchwindigkeit befahren werden kann. Im Laufe 
des Winters wird ein für den Blitzverkehr befonders kon- 
ftruierter Typ leichter, ſchneller Lokomotiden ge- 
baut werden, ebenſo befondere, in Stromlinienform gebaute 
Ciſenbahnwagen. Die Blitzüge werden jeweils aus nur drei 
Wagen und der Lokomotive beſtehen. Das eine Zugpaar wird von 
Warſchau über Kutno, Thorn, Bromberg und Dirſchau nach Danzig 
und Gdingen fahren und wird für dieſe Reiſe einſchließlich der Halte- 
zeiten an den genannten Stationen ungefähr 4% Stunden brauchen. 
Das zweite Zugpaar wird feinen Weg über Kutno, Mlawa, Rakomice, 
Oſtpreußen und Dirſchau nach Gdingen nehmen, nur in Kutno halten 
und die Reife in 3% Stunden zurücklegen. Von Lodz wird man An- 
ſchluß an beide Süge in Kutno haben. 


Die amerikaniſchen Polen. 


Im Polniſchen Inſtitut für Suſammenarbeit mit dem Ausland hielt 
kürzlich der Direktor der Kosciuſzko-Stiftung, Prof. meer zwa, 
einen Vortrag über die Polen in den Vereinigten Staaten. Er führte 
darin, einem Bericht des „Kurjer Warszamfki“ zufolge, u. a. aus: Die 
polniſche Emigration in den Vereinigten Staaten könne man nach dem 
Grad ihrer Verbundenheit mit Polen. grob geſprochen, in zwei Teile. in 
die in Polen und die in den Staaten Geborenen, teilen. Im Jahre 
1939 machten die erſteren rund 35, die letzten 65 v. H. des amerikanifchen 
Polentums aus. In ungefähr 15 bis 20 Jahren werde die erſtere Kate⸗ 
gorie nicht mehr exiftieren. Das amerikaniſche Volk ſei ein Völker- 
gemiſch. Jede Volksgruppe ſteuere ihre eigene Kultur bei. Der polnifche 
Emigrant ſei in der Regel in der traurigen Lage geweſen, daß er nichts 
nach Amerika mitbrachte außer der Erinnerung an die Not, die ihn aus 
der Heimat vertrieben hatte. Man dürfe ſich daher nicht wundern, daß 
der Pole relativ leicht der Amerikaniſierung erlag. Doch zeigte ſich hier 
eine intereſſante paradoxe Erscheinung. In dem aß e, wie der 
Pole ſich amerikanifiere. poloniſiere er Jich. denn 
er erhebe ſich auf ein höheres Sivilifationsniveau und beginne 15 ine 
eigene Volkskultur zu verſtehen. Die Jugend polniſcher 
Abstammung dränge ſich zu Studien in Polen. Die Organiſierung dieſes 
Suges nach Polen in großem Ausmaße ſei die feſteſte Brücke zwiſchen 
den Vereinigten Staaten und Polen. Dieſe Brücke baue die 1995 ge⸗ 
gründete Kosciuſzko- Stiftung, deren Tätigkeit den Sweck ver- 
folge, einen möglichſt weitgreifenden Kontakt kultureller Art zwiſchen 
Polen und den Staaten herzuſtellen, und zwar durch dauerndes Her- 
überholen von Hofe ren und anderen auf kulturellem 
Gebiet Tätigen nach US A., ſowie durch Entfendung amerika- 
niſcher Jugend zu Studien nach Polen. 


Der Fall Pleß vertagt. 


Auf der Tagesordnung’ der Natsſitzurg vom 8. September ſtand 
als wichtigſter Punkt die Beſchwerde des Prinzen 
von Pleß. Sweifellos handelt es ſich hierbei um eine Srage 
von höchſter Dringlichkeit, weil ja ſchon der 11. Sep- 
tember als Termin für die polniſchen Maßnahmen 
feſtgeſetztt worden war. Dem Völkerbund ſind jedoch dringliche 
Angelegenheiten von jeher beſonders peinlich geweſen. Und es wäre 
geradezu erſtounlich geweſen, wenn ſich dieſe Genfer „Stiedensinftitution“ 
im Falle Pleß einmal zu beſonderer Eile aufgerafft hätte. Die Frage 
wurde von der Cagesordnung abgefett und damit den 
Polen freie Hand in der weiteren Serſtörung der Pleßſchen Unter- 
nehmungen gelaſſen. Der Grund hierzu iſt ſehr wahrscheinlich darin 
zu ſuchen, daß Frankreich und feine Genoſſen ſich Polen gegenüber 
einmal zuvorkommend erweiſen wollten, um ſich von dieſem in gewiſſen 
anderen Fragen Juſagen machen zu faffen, 


Freiſpruch im Volksbundprozeß. 


Vor dem Bezirksgericht in Königshütte wurde am 7. Sep- 
tember gegen 20 Mitglieder der ſogenannten Volks dundjugend 
aus verſchiedenen Orten der Umgegend von Königshütte verhandelt, 

die der Geheimbündelei angeklagt waren. Dem Haupt- 
angeklagten, Erwin Mainka, wurde zur Laſt gelegt, zu Anfang des 
Jahres. 1033 in Lipine, Schleſiengrube und Hohenlinde Abteilungen der 
ſogenannten Volksbundjugend unter der Bezeichnung „Wandergruppe“ 
organiſiert und geleitet zu haben. Die Versammlungen dieſer Gruppen 
ſeien vor der Behörde geheimgehalten worden, und man habe zu diefem 
Sweck Horchpoſten aufgeſtellt. Die anderen 10 Angeklagten waren 
als Teilnehmer an diefen angeblichen geheimen Veranſtaltungen mit- 
angeklagt. Mainka beftritt entſchieden, ſich irgendwie ſchuldig gemacht 
zu haben. Es habe ſich vielmehr, ſo führte er aus, um eine durchaus 
legale Tätigkeit gehandelt. Die Volksbundſugend fei keine bejondere 
Vereinigung geweſen. Sie habe ſich ihren Namen nicht einmal ſelbſt 
beigelegt, ſondern ihn von der Polizei beigelegt erhalten. Es habe ſich 
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überhaupt um keine Organiſation gehandelt, da weder Satzungen 
noch ein Vorſtand noch ein Mitglieder verzeichnis 
vorhanden waren, ſondern lediglich um zwangloſe Gruppen 
von jungen Leuten, durchweg Mitglieder des Volksbundes, die 
ſich zu Ausflügen und Wanderungen zuſammentaten. Bei den Vor⸗ 
beſprechungen hätten fie bei offenen Senltern deutſche Lieder gefungen, 
und bei den Wanderungen feien ſie an öffentlichen Gebäuden vorbei— 
gezogen, jo daß von einer Hebeimhaltung nicht die Rede 
ſein kann. Entjprechende Angaben machten auch die anderen An- 
geklagten. Als Belaſtungszeuge trat lediglich ein Polizei- 
deamter auf, der aber ſelbſt zugeben mußte, daß die eingeleiteten 
Ermittelungen nichts Poſitibves ergeben hätten. Trotz des mangel- 
haften „Beweismaterials“ beantragte der Staatsanwalt Beſtrafung 
aller Angeklagten. Das Gericht ſchloß ſich jedoch ſeinem Antrag 
nicht an, ſondern verneinte die Schuldfrage und ſprach 
jämtliche Angeklagten auf Koſten der Staats kaſſe 
frei. Das Gericht erkannte auch au, daß einige Widerſprüche, die 
ſich bei der Vernehmung der Angeklagten ergeben hätten, aus ihrer 
unzureichenden Beherrſchung der polniſchen Sprache zu erklären feien. 


Graf Reden unbeliebt. 


Nachdem vor kurzem erſt in Carnowitz die zu Ehren des Be- 
gründers des oberſchleſiſchen Bergbaues, des Grafen Reden, 
benannte Straße umgetauft worden iſt, iſt nun auch Bismarck 
hütte dieſem „patriotiſchen“ Beiſpiel gefolgt. Der Bürgermeiſter 
begründete dieſe Maßnahme damit, daß „von verſchiedenen Seiten“ 
(leider ſagte er nicht, welche Seiten das ſind) der Name Nedenſtraße 
beanſtandet worden fei, und daß jedes Volk die Straßen nach feinen 
Helden zu benennen pflege. Daß Graf Reden durch feine Verdienſte um 
den oberſchleſiſchen Bergbau ſich nicht nur in der deutſchen, ſondern 
auch in der oberſchleſiſch-polniſchen Bevölkerung ein bleibendes ehren⸗ 
des Andenken geſichert hat, ſcheint diefen „verſchiedenen Seiten“ nicht 
zu Bewußtſein gekommen ju fein. Die Tatfarhe, daß Reden ein 
Deutſcher und dazu noch ein Beamter Friedrichs des Großen geweſen 
ift, ſcheint ihnen zu genügen, um ihn von der Liſte der zu ehrenden 
Helden zu ſtreichen. Ein charakterliches Armutszeugnis, wie es nur bei 
landfremden Zuzüglern aus dem Oſten möglich iſt. 


Die neuen Glocken der evangeliſchen Kreuzkirche in Poſen. 


Die in der Glockengießerei der Danziger Werft Ende Juli 
gegoſſenen dreineuen Glocken der ebangeliſchen Kreuz- 
kirche find am 7. September unverſehrt in Poſen eingetroffen und 
im Vorraum der Kirche aufgeſtellt worden, damit die Gemeinde ſie 
dor der Weihe noch in Augenſchein nehmen kann. Die Slocken- 
weihe wird vorausſichtlich am Sonntag, dem 23. September, im 
Hauptgottesdienſte ſtattfinden. Als muſikaliſche Nachfeier ſoll das 

irchen konzert des Berliner Staats- und Dom- 
chor s gelten, das vorausſichtlich am Sonntag darauf, am Ernte- und 
Dankfeſte, dem 30. September, in der Kreuzkirche abgehalten werden 
ſoll. Die Kreuzkirche hat nun endlich einen Erſatz für die alten 
Glocken erhalten, die von 1787 bis 1917 der Gemeinde ihren 
Dienſt geleiſtet hatten, bis ſie, mit Ausnahme der kleinſten, wie die 
meiſten anderen Kirchenglocken in Deutſchland während des Welt— 
krieges eingezogen werden mußten. Die neuen Glocken ſollen eine 
Gabe der Gemeinde zum 150jährigen Beſtehen der am 5. März 1786 
geweihten Kreuzkirche ſein. 

Stwa ein Drittel der Seſamtbkoſten der Glocken- 
beſchaffung, zu denen die Gemeinde nun ſchon jahrelang durch Spenden 
und Sammlungen gefpart hat, iſt noch ungedecht. Deshalb wären 
Spenden von Jeiten der vielen alten Freunde des ſchönen Gottes- 
haufes. die ihre Liebe zu dieſem ſeinerzeit bei dem Wiederaufbau in 
jo reichem Maße bewieſen haben, auch diesmal herzlich erwünſcht. 
Gaben in jeder beliebigen Höhe werden erbeten auf das Poſtſcheckkonto 
der Cvangeliſchen Kreuzkirchengemeinde, Breslau 134 10. 


Der Präſident des Danziger Hafenausſchuſſes. 


Der vor drei Jahren zum Präſidenten des Hafenausſchuſſes gewählte 
Schweizer Dr. Benziger, deſſen Amtszeit am 1. Oktober ablief, hat 
den Wunſch, in den ſchweizeriſchen Staatsdienſt zurückzutreten. Infolge⸗ 
deſſen haben ſich Danzig und Polen auf einen Nachfolger geeinigt, der 
diesmal zum erſten Male kein Schweizer fondern ein Holländer, 
Dr. Nederbragt, ift. Dieſer war bisher der Chef der Wirtfchajts- 
und Konſular-Direktion beim Königlich Niederländiſchen Miniſterium des 
Nußern im Haag. Dr. Nederbragt. der die deutſche Sprache ausgezeichnet 
beherrſcht, iſt mit den Danziger Verhältniſſen bereits vertraut; denn er 
iſt wiederholt für den Völkerbund als Sachverſtändiger in Danzig 
polniſchen Wirtſchafts- und Sollfragen in Danzig tätig geweſen und hat 
wiederholt in Streitfragen grundlegende Gutachten abgegeben. Dr. Neder- 
bragt wird von beiden Staaten als unparteiiſche Perſönlichkeit geſchätzt, 
ſo daß es nicht ſchwer fiel, eine Einigung über ſeine Perſon auf den 
Poſten des Hafenausſchuß-Präſidenten zustande zu bringen. 


Veſucht in den Ferien den deutſchen Olen 
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Die Polen in Deutſchland. 


Das Veichserbhojfgeſetz und die Polen. 


Von polniſcher Seite ift in letzter Seit des öfteren gegen die An⸗ 
wendung des Neichserbhofgeſetzes auf diejenigen deutſchen Staats- 
angehörigen proteſtiert worden, die ſich zum polniſchen Volkstum be- 
kennen. Den Einjpruch eines dieſer Polen gegen die Eintragung feines 
Bauernhofes in die Erbhofrolle hat das Landeserbhofgericht in Celle 
nunmehr zum Anlaß einer grundſätzlichen Klärung genommen. Der be- 
treffende Pole hatte ſeinen Einſpruch damit begründet, daß er als 
llawiſchen Blutes und flawiſcher Abſtammung nicht unter das Erbhofgeſetz, 
das fremdes Blut ausfchließe, falle. Es kam alſo auf eine Definition des 
Abſtammungs- und Blutbegriffes an, wie er im Erbhofgeſetz angewendet 
wird. Nun heißt es in der Präambel des Reichserbhofgeſetzes zwar: 
„Die Reichsregierung will, unter Sicherung alter deutſcher Erbjitte, 
das Bauerntum als Blutquelle des deutſchen Volkes er- 
halten.“ Sum Begriff „deutſch“ jagt aber das Geſetz ausdrücklich, daß 
den Deutſchen diejenigen gleichgeſtellt werden, die 
ſtammesgleichen Blutes ſind. Was unter „ſtammesgleichem 
Blut“ zu verſtehen ſei, wird im Geſetz nicht definiert. Vas Erbhofgeſetz 
jagt nur negativ, daß „ſtammesgleich“ derjenige nicht it, 
der unter ſeinen Vorfahren jüdiſches oder farbiges 
Blut hat. Trotzdem wäre es nach Anſicht des Gerichts irrig, an 
zunehmen, daß alles andere Blut, ſoweit es weder jüdiſch noch farbig iſt, 
jtammesgleich ſei. Stammesgleich find, fo jagt die Entſcheidung, 
„nur diejenigen Völker, die in geſchlofſener Volks- 
tumsliedlung feit geſchichtlicher Seit in Europa be⸗ 
heimatet find“. Demnach ſei der Slawe im Sinne des 
Erbhofgeſetzes ſtammesgleich; der Grundſtückseigentümer, 
der zum flawiſchen Volkstum gehöre, ſei alſo bauernfähig. Schließlich 
unterſtreicht das Gericht noch, daß das Geſetz nur zum Schutze 
und Nutzen des Bauern geschaffen wurde, und daß der Con 
nicht Jo jehr auf „deutſch“, wie auf „Bauerntum“ liege. In einer kritiſchen 
Anmerkung zu dem Urteil ftellt Minifterialrat Dr. Vogels feſt, daß 
Deutfchland ſich einer Verletzung des deutſch-polniſchen Abkommens über 
Oberjchlefien ſchuldig gemacht haben würde, wenn es bei Durchführung 
des Erbhofgeſetzes im ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet einen 
Unterſchied zwichen deutſchen Staatsangehörigen deutſchen Stammes 
und ſolchen polniſchen Stammes hätte machen wollen. Voraus- 
ſichtlich wird ſich mit diefer Frage noch einmal das Oberſte Erb- 
hofgericht befaflen. 


Die polniſche Mittelſchule in Beuthen. 


Unter der Überſchrift „Polenfeindliche Schikanen“ brachte der 
„Rurjer Warjzamfki*“ am 10. September eine Notiz, der- 
zufolge das Preußiſche Unterrichtsminiſterium dem polniſchen Privat- 
gumnaſium in Beuthen die Offentlichkeitsrechte abgeſprochen haben 
Tolle. Deutſchland, heißt es weiter, habe dieſes Vorgehen damit be- 


gründet, daß die Viſitation des Gymnajiums zwar günjtig ausgefallen 
ſei, im Lehrplan die Geſchichte und Geographie Polens aber allzu 
große Berückſichtigung finde. Das Blatt knüpft die völlig unbegrün⸗ 
dete Bemerkung daran, daß es „den preußischen Behörden offen- 
ſichtlich nur auf einen Vorwand angekommen ſei, dem einzigen 
polniſchen Gymnasium in Deutſchland die Öffentlichkeitstechte zu 
nehmen und damit die weitere Entwicklung dieſer einzigen polniſchen 
Mittelſchule in Deutjchland zu verhindern“. 

Dazu ijt folgendes zu jagen: Die polniſche Mittelſchule 
mit gyumnaflalem Lehrplan, die in der Notiz des polnifchen 
Blattes irrtümlicherweiſe als „Gumnaſium“ bezeichnet wird, hat 
bisher überhaupt noch keine Offentlichkeitsrechte 
bejejfen. Dieſe Rechte können ihr alſo auch nicht entzogen worden 
fein. Die Schule hat vielmehr ebenſo, wie das auch bei jeder deut⸗ 
ſchen privaten Mittelschule der Fall ift, eine Probezeit abzu- 
legen, ehe darüber entschieden werden kann, ob ſie die beanspruchten 
öffentlichkeitsrechte erhalten kann oder nicht. Dieſe Probezeit 
aber läuft für die polniſche Mittelſchule in Beuthen 
früheſtens im Herbſt nächſten Jahres ab. Die deutſchen 
Behörden haben die polniſche Schulleitung allerdings darauf auf- 
merklam gemacht, daß, wenn dieſe Wert auf die Suerkennung der 
Offentlichkeitsrechte legt, auf die Behandlung der Geſchichte 
und Geographie Deutſchlands größerer Nachdruck 
gelegt werden mülle als bisher, wo Deutſchland im Geſchichts- und 
Erdkundeunterricht noch ſtark hinter Polen zurücktritt. Wenn die 
deutſchen Behörden dieſe Bedingung ſtellen, Jo tun fie nur dasfelbe, 
was die polnischen Schulbehörden den deutſchen Gym- 
nafien und anderen höheren Schulen gegenüber auch tun, indem ſie 
entſprechend eine Vorzugsbehandlung der Geſchichte und Geographie 
Polens im Unterrichtsplan dieſer deutſchen Lehranſtalten verlangen. 
Der „Kurjer Warſzawſki“ hat in ſeiner Notiz aljo die Lage der Dinge 
verkehrt und entſtellt wiedergegeben. Die Frage der 
Offentlichkeitsrechte für die polniſche Mittelſchule in Beuthen wird, 
wie gejagt, erſt im nächſten Jahre akut. 5 

56 Polen aus Deutſchland zur Schulung in Polen. 

In Chorn fand ein von der „Seſellſchaftzur Hilſeleiſtung 
für polniſche Kinder und Jugendliche in Deutſchland“ 
veranftalteter Kurſus ſtatt, an dem 56 Polen aus Weſtfalen 
und Nheinland teilnahmen. Durch drei Wochen wurden die Teil- 
nehmer für ihre Arbeit in Deutſchland auf „kulturellem und Jorialem 
Gebiete“ geſchult. Der Lehrgang für die Polen aus Deutſchland fand 
lebhafte Unterſtützung durch den Wojewoden von Pommerellen und eine 
ganze Anzahl von Landräten. — Wann werden einmal Schulungskurſe 
für die Deutſchen aus Polen im Reiche ſtattfinden, ohne daß den Teil- 
e nach ihrer Rückkehr nach Polen Schwierigkeiten daraus er- 
wachſen 


Syſtem und Bewegung im baltiſchen Deutſchtum. 


Es ift an dieſer Stelle ſchon wiederholt davon die Nede geweſen, 
daß dh an der Weltanſchauung Adolf Hitlers nicht nur die Geiſter 
im Reich, ſondern auch in allen deutſchen Volksgruppen im 
Auslande geſchieden haben. Während jedoch das Kernvolk nach 
Gewinnung eines Großteils der ursprünglichen Widerſacher des 
Nationalfojialismus und ihre Eingliederung in die Volksgemeinſchaft 
als eine geeinte Nation daſteht, ſtehen die Volksgruppen noch immer 
im Zeichen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Neuen und dem Alten. 
Vie Kluft zwiſchen hüben und drüben hat ſich vertieft, der beginnende 
Integratlonsprozeß, der auch hier zu der von allen Volksgenoſſen 
herbeigewünſchten Einheit führen ſoll, iſt vorerſt nur für einen ſehr 
ſcharfen Blick erkennbar. Innerhalb der deutſchen Volks- 
gruppen in den baltiſchen Ländern hat man ſich daran 
gewöhnt, die beiden Lager als Bewegung und Suſtem zu be⸗ 
zeichnen. Das Suſtem ringt um ſeine umjtrittene Sübrerftellung. 
Geſtützt auf ihre vermeintlichen Verdienſte in der Vergangenheit 
klammern ſich die Syſtemmänner mit Zähnen und Krallen an die 
Führung, die fie ſchon längft nicht mehr beſäßen, ginge es nach dem 
Willen der Volksgruppenmehrheit. Die Bewegung fordert die Be- 
Jeitigung der Emwig-Geftrigen um jeden Preis, da nur die neuen Sdeen 
allein zur Führung berufen ſeien. Der Kampf zwiſchen Be- 
wegung und Syjtem wird mit ungleichen Mittel geführt. Auf 
der einen Seite verfügt man über eine immerhin beachtenswerte Reihe 
von politiſchen Noutiniers, die, mit allen Waſſern gewaſchen und nicht 
allzu peinlich in der Wahl ihrer Mittel, ſich ihren Widerfachern von der 
Bewegung auf dem Kampfboden parlamentariſcher Gremien oftmals 
überlegen gezeigt haben. Dazu kommen die weitgehende Unterſtützung 
interffierter volksdeutſcher Wirtſchaftskreiſe, zahlreiche Beziehungen 
und Verbindungen zu einflußreichen Perſonen und Stellen im Lande 
und jenseits der Landesgrenzen. Und endlich — last not least — die 
ſtillſchweigende Billigung der Staatsmacht. Die Kämpfer der Be⸗ 
wegung haben gegen dieſe formidable Poſition nichts anderes einzu- 
jetzen als gläubigen Fanatismus, ungebrochenen Kampfeswillen und 
unerſchütterliche Siegeszuverſicht. In den Reihen dieſer Jugend ift das 
unbändige Vorwärtsſtürmen mit reichlichem Können gepaart, das 
der Leiſtungsprobe entgegendrängt. Die ausgeſprochen ablehnende 
Einſtellung der Staatsgewalt kann die Bewegung nicht beirren, iſt ſie 
ſich doch deffen bewußt, daß ſie dem Staate letzten Endes mehr zu 


bieten hat, als das Spſtem. Nur die Grundprinzipien der 
Bewegung für das SZuſammenleben zweier Natio- 
nalitäten in einem Raum garantieren den tatſäch⸗ 
lichen und dauernden inneren Frieden. Auch der ver⸗ 
ſtockteſte und böswilligſte Gegner wird diefe Wahrheit zuletzt einſehen 


müſſen. 

So wie das Deutſchtum im Baltenland 700 
Jahre heimatberechtigt geweſen ift, Jo wird es 
auch noch weitere 700 Jahre allen Gewalten zum 
Trotz ſeine Sendung im Often erfüllen. Der heutige 
Swift in den deutſchen Volksgruppen ift notwendig, damit eine neue 
Form gefunden wird, um dieſer Sendung gerecht zu werden. Die alten 
Formen ſind zerſchlagen und eine Rückkehr zu ihnen gibt es nicht. 
Wenn der innere Kampf als Etappe zu neuer Geſtaltung reſtlos bejaht 
werden muß, ſo gilt das gleiche keineswegs für einzelne Methoden, mit 
denen der Kampf auf Jeiten des Suſtems geführt wird. Der Kampf- 
platz, auf dem Bewegung und Suſtem aufeinander treffen, ſind nicht nur 
die einzelnen Gremien und Organifationen der Volksgruppen, ſondern 
vor allem auch die Preſſe. So lange es in Niga und in Reval eine 
Preſſe der Bewegung gab, jpielte ſich die Prefſefehde unter Bedin- 
gungen ab, wie ſie bei derartigen Auseinanderſetzungen ſtets und 
überall anzutreffen ſind. Darauflosſtürzen der Jugend, oft verärgerte, 
immer aber irgendwie lahme und um den Kern der Dinge herum— 
redende Abwehr der Alten. Der durch die Bewegungspreſſe entfachte 
friſche Luftſtrom wirkte befreiend in der ſtickigen Atmoſphäre der 
Suſtemherrſchaft und bat den Staub von Jahrhunderten aus Jo 
manchem vergeſſenen Winkel herausgefegt. Das wurde mit einem 
Schlage anders, als die Preſſe der Bewegung zunächft in Eſtland, dann 
auch in Lettland dem Verbot zum Opfer fiel. Hier wie dort war 
mit einem Schlage jede Erörterung über die von der Bewegung auf 
die Tagesordnung geſetzten Lebensfragen der Volksgruppe abge- 
Schnitten. Die Suftempreffe hat ſeitdem alles, was irgendwie an das 
Vorhandensein der Bewegung auch nur entfernt erinnern könnte, 
ſuſtematiſch totgeſchwiegen. 

Der Angriff auf die Bewegung, den das Suſtem nunmehr 
ſeinerſeits gegen die mundtotgemachte Bewegung vorzutragen begann, 
bediente ſich nicht der eigenen heimischen Preſſe, b der des 
deutſchen Auslandes, in erſter Linie allo der reichsdeutſchen Preſſe. 


* 


Die althergebrachten Beziehungen des Suſtems zu einem Teil der 
binendeutſchen Öffentlichkeit wurden dazu benutzt, um die Bewegung 
der baltiſchen Deutſchen als ein Unternehmen verantwortungsloſer 
politiſcher Unmündiger zu denunzieren, die ihren Volksgruppen nichts 
als ſchwere Schäden zugefügt hätten. Gleichzeitig war man bejtrebt, 
durch geſchickt untergebrachte Zeitungsartikel, meijt von den eſt- oder 
lettländiſchen Verichterſtattern der betreffenden Zeitung gezeichnet, in 
den reichsdeutſchen Leſerkreiſen Nachrichten und Auffaffungen zu ver- 
breiten, die gänzlich abwegige Vorſtellungen über die Zuftände in den 
einzelnen Volksgruppen vermitteln. Um die eigentliche Einstellung und 
Herzensüberzeugung der Skribenten dieſer Beiträge zur Kenntnis des 
Baltikums vor dem binnendeutſchen gutgläubigen Lejerpublikum zu 
tarnen, Stellen ſich diefe dabei zumeiſt als Anhänger der Bewegung vor, 
die ja eigentlich das ganze baltiſche Deutſchtum umfaſſe, aber wohl zu 
unterſcheiden ſei von „einer wenig zahlreichen und gänzlich einflußloſen 
Clique“, die wohl die Bezeichnung „Bewegung“ für ſich allein in An⸗ 
ſpruch nähme, aber nichts anderes ſei, als nur der radikale Flügel der 
Bewegung. Über die Kückſchläge, die das baltiſche Deutschtum in der 
jüngften Vergangenheit erlitten hat, werden dabei ſtets einige Krokodils- 
tränen vergoſſen, wobei aber nie vergeſſen wird, hinzuzuſetzen, daß dieſe 
Nückſchläge lediglich durch „die unreife, radikale Politik“ eben dieſes 
Slügels der Bewegung entſtanden ſeien. Die alle Kreise des Deutſch⸗ 
tums, auch die maßgebenden, darunter ſelbſtverſtändlich auch den 
Artikelſchreiber, umfaſſende „wirkliche“ Bewegung ſtehe auf dem 
gleichen weltanſchaulichen Boden, wie das Binnendeutſchtum von heute, 
ſelbſtverſtändlich mit einigen, durch das baltiſche Sonderdaſein be- 
dingten Abweichungen und Ausnahmen. 

Ein Beiſpiel für viele: Cin Artikel in der „Schleſiſchen 
Tageszeitung“ (vom 17. Mai 1934) jagt 3. B. wörtlich: „Viele 
der herrlichen Ideen, die das deutſche Volk ergriffen, fanden hier 
(d. h. im Deutſchtum Eſtlands) begeisterten Widerhall, wie die der 
moraliſchen Wiedergeburt, der Führerverantwortlichkeit und der Hin- 
gabe ans Volk. Andere Seiten, etwa die Behandlung der Juden 
frage, werden abgelehnt.“ Man beachte, daß es nur ganz allgemein, 
wohl von jeder „wohlmeinenden“, nationaleingeſtellten Richtung ver- 
tretene Gemeinplätze Jind, die angeblich „begeifterten Widerhall“ ge- 
funden haben, während ſpezifiſch nationalſozialiſtiſches Gedankengut 
„abgelehnt wird“. bgelehnt wird auch von dieſen Cagesſchrift⸗ 
ftellern die in der deutſchen Preſſe zum Schaden ihrer baltiſchen Volks 
genoffen ihr Weſen treiben, jegliche innere weltanſchauliche 
Auseinanderſetzung innerhalb der Volksgruppe. 
Im Namen der Gefchloffenheit des Deutſchtums wird dem Verkleiſtern 
der beitehenden Gegenſätze das Wort geredet. So laſen wir in der 
„Königsberger Allgemeinen Zeitung“ (vom 8. Juni 1934): „Die 
ſchweren inneren Erſchütterungen der baltiſchen Front müſſen ein 
Ende nehmen, worauf ja in Trier Dr. Steinacher jo eindringlich hin- 
gewieſen hat. Erſt Einheitsfront, dann öl um Weltanſchauung.“ 

Jeder wirkliche Anhänger der deutſchbaltiſchen Erneuerung wird 
dazu jagen: Nein, nein, taufendmal nein. Erſt Kampf um die Welt- 
ace der mit unſerem Siege enden muß. Die Einheitsfront muß 


ſich aus dieſem Kampf ergeben. Heute ift die deutſch-baltiſche Volks- 
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gemeinſchaft noch nicht vorhanden, und es führt zu gar nichts, wenn 
man den Kopf in den Sand ſteckt, wie der Vogel Strauß. Aus einer 
Lage, die durch dieſe draſtiſche Volksredensart gekennzeichnet wird, 
führt ein nur kurzer Weg in eine andere hinein, für die es gleich falls 
eine nicht weniger anſchauliche Wendung gibt: Auf dem Dache ſitzt ein 
Greis, der ſich nicht zu helfen weiß. Auf das deutſch-baltiſche Syltem 
und ſeine Führer kann dieſes Bild ſchon längft Anwendung finden. 
Das hindert dieſe Kreiſe indeſſen nicht, mit der billigen Weisheit der 
vom Rathaus heimkehrenden Ratsherren die Politik der deutſch⸗ 
baltiſchen Erneuerungsbewegung der Kurfſichtigkeit zu zeiben. 

Die unfruchtbare Kritik von Leuten, die ſelbſt nie eine Tat gewagt 
haben, hat ihren Niederſchlag in einem Artikel gefunden, den die 
„Leipfiger Neueſte Nachrichten“ (vom 16. Juli 1934) unter der Über- 
ſchrift „Drama in Eftland“ bringen. Verfaſſer iſt der eftländifche 
K.-M.- Mitarbeiter des Leipziger Blattes, der aber über innerbaltiſche 
Fragen Jo „vortrefflich“ unterrichtet ift, daß er die lettländiſche„Deutfch⸗ 
Baltiſche Volksgemeinſchaft“ als eſtländiſches Gremium anjiebt und 
die ſeinerzeit geſchehene Wiederwahl ihres Vorſitzenden W. v. Rüdiger 
als Erfolg gegen die damals im Vormarſch begriffene national 
ſozialiſtiſche Sruppe Eſtlands preiſt. Wie dem auch Jei, jedenfalls 
bekundet der Verfaſſer des Artikels in ſeiner Kritik des politiſchen 
Verhaltens der eſtländiſchen Deutſchen Erneuerungsbewegung eine 
Einftellung, wie fie nur im Syftem der Volksgruppe zu Haufe ist, und 
zwar dort, wo diefes Suſtem ſich noch in Reinkultur erhalten, nichts 
vergeſſen und nichts zugelernt hat. Die mannhafte Rede des Führers 
der baltiſchen Erneuerungsbewegung in Eftland, von Zur Mühlen, im 
November vorigen Jahres, nach ſeiner Wahl zum Vorlitzenden der 
Deutſch-baltiſchen Partei und damit zum politiſchen Führer aller 
Deutſchen Eſtlands, bezeichnet dieſer ahnungsloſe Skribent als „voll 
des beiten Willens, aber auch voll kindlicher politiſcher Ahnungsloſig⸗ 
keit“. Dabei iſt in dieſer Nede die Summe jeder deutſchbaltiſchen 
Politik gezogen, die heute und morgen allein Geltung hat und ſtets 
haben wird. Sum erſtenmal in der Geſchichte des baltiſchen Deutfch- 
tums iſt von einem baltiſchen Führer dem eſtniſchen Volk offen und 
ehrlich die Hand hingeſtreckt worden und zum erſtenmal wurden die 
Prinzipien vor allem Volk verkündet und aufgeſtellt, die allein ein 
weiteres Daſein der Volksgruppe als Beſtandteil der baltiſchen Heimat 
und als Gefährtin des eſtniſchen Volkes, gleichzeitig aber auch als 
Slied der großen deutſchen Kulturgemeinſchaft gewährleiſten können. 
Wenn die ausgeſtreckte Hand auch damals zurückgeſtoßen wurde und 
heute noch zurückgeſtoßen wird, wenn auch jeder ſichtbare Erfolg dem 
Auftreten von Zur Mühlens und der politiſchen Feuertaufe feiner Be- 
wegung bisher verſagt blieb, dieſe Cat wird in der Zukunft, mag [ie 
nahe fein oder aber vielleicht noch fern, Jowohl für die engere deutſch⸗ 
baltiſche Politik, als auch für die Nationalitätenpolitik des eſtniſchen 
Volkes wegweiſend fein müllen. Heute wird noch die dargebotene 
Sriedenshand überſehen — die Hand Oeutſchlands von der ganzen 
umgebenden Welt, die des baltiſchen Deutſchtums als ſeines getreuen 
Spiegelbildes von dem Partner in der engeren Heimat. Es foll und 
muß eine Seit kommen, wo die andere Hand in die dargebotene ein- 
ſchlagen wird, hier und dort. Rbs. 


Die maſuriſche Flotte 1914. 


Die kleine Sejtung Bohen bei Lötzen, idyllisch zwiſchen die blauen 
Augen der majurifchen Seen gebettet, hatte feit ihrer Erbauung keine 
Jo böſen Cage geſehen, wie die im August 1914. Die Nulfen waren wie 
wilde Horden über das Land gebrauft, hatten Dörfer und Städte ver⸗ 
wüſtet und in Brand geſteckt, Menſchen verſchleppt und getötet, und 
14 Cage nach Kriegsbeginn hatte ſich ein bewaffneter Ning um das 
kleine Werk gelegt. 


Die ſchmale Landzunge zwiſchen dem Löwentin- und dem Mauerſee 
konnte die Flüchtlinge nicht faſſen, die aus den entfernteſten Gegenden 
Oſtpreußens hierher zuſammengeſtrömt waren. Sie vertrauten feſt auf 
die Macht der Geſchütze der kleinen Seftung, und ſie wußten, daß es 
keine vergebliche Hoffnung war. 

Es waren arme Leute, die ſich hier auf kleinem Naum ju- 
ſammenfanden. Kaum mehr als das nackte Leben hatten ſie gerettet, 
als die Ruſſen ihre Dörfer ſtürmten. Die bittere Not war ihre Be⸗ 
gleiterin, als fie in der verlaſſenen Stadt Lötzen landeten. Der Rom- 
mandant der von den Nuſſen umzingelten Sefte Boyen mußte ſich ihrer 
im Verein mit der Oberin der Diakoniſſenſchweſtern annehmen. Die 
meiften konnten wieder in die Heimatorte zurückkehren, nachdem die 
Nuſſengefahr befeitigt war, aber es fehlte an Mitteln, die unglücklichen 
Menſchen auf die neue weite Neiſe zu ſchicken. 

So ſah es in der Feſte Boyen und in ihrer Umgebung aus, als die 
QAuffen den Kommandanten zur Übergabe des eingeſchloſſenen Werkes 
auffordern ließen. In dem ſehr großſpurigen Schriftfatz des ruffifchen 
Befehlshabers hieß es: 

„Lötzen ift ſchon von den Truppen der rufſiſchen kaiferlichen Armee 
ganz eingeſchloſſen. Unnützlich ift eine weitere Verteidigung der 
Seſtung. Mir ift befohlen, Sie zu beauftragen, die Feſtung freiwillig 
uns zu übergeben — damit kann man vermeiden unnützliche Verlufte... 

Sie haben zu Ihrer Verfügung vier Stunden, um die unſere Bedin⸗ 
gungen zu überlegen. Wenn Sie nicht wollen mit dieſer Bedingung 
zufrieden fein, Jo wird man mit offener Kraft die Seſtung nehmen 
und in dieſem Fall doch kein Stein auf Stein nicht gelaſſen wird.“ 


Von dem ruffifchen Befehlshaber ein beſſeres Deutſch zu verlangen, 
wäre unbillig geweſen. Der plumpe Einſchüchterungsverſuch glückte 
nicht. Die Antwort des deutſchen Kommandanten der Feſte Boyen 
lautete deshalb: 3 

„Ihre Aufforderung, die Selte zu übergeben, weiſe ich für mich und 
meine tapfere Beſatzung als im höchſten Grade beleidigend zur 5 

Der Kommandant der Feſte Bogen gez. Buſſe. 

Die beſte Verteidigung iſt der Angriff. So dachte auch der Kom⸗ 
mandant, und machte ſich zunächſt daran, jeine Flotte in Marſch zu 
ſetzen. Denn jo ſonderbar es klingen mag, die Seltung auf der Land- 
enge zwiſchen Löwentin- und Mauerſee verfügte über eine richtige kleine 
Slotte. Es war ſozuſagen der jüngſte Sproß der deutſchen Marine 
und ihre Aufgabe war die Nekognofjierung der ſich über 20 Kilometer 
erſtreckenden Seenfläche und die Sicherung der Ufer. Ein tüchtiges 
Schiff war z. B. der Dampfer „Barbara“, von einer kampfesfrohen 
Beſatzung geleitet und trefflich armiert. f 

Es war am Haupttage der großen Schlacht an den maſuriſchen 
Seen, am 10. September, als die deutſche Umfaſſung ſchon bis Golday 
und Pillacken öſtlich von Angerburg durchgeführt war. Die Artillerie 
ſchmetterte in die rufliſchen Baumſchanzen und machte Ik ſturmreif. 
An dieſem Tage ſollte die „Barbara“ ihre Seuertaufe erleben. Voll- 
dampf voraus, durch das blaue Waſſer pflügend, ſtellte die „Barbara“ 
die Verbindung zwiſchen der 36. Diviſion und der ſchweren Artillerie 
des 20. Armeekorps her. Das tapfere Schiff wurde von dem öftlichen 
Ufer her, wo die Nullen noch ſaßzen, kräftig beſchofſen. Aber un⸗ 
verſehrt kehrte es ſpät in der Nacht in ſeinen Heimathafen bei 
Lötzen zurück. x 

Die Beſatzung ſchickte ſich gerade an, zur Nuhe zu gehen, als der 
Donner der Geſchütze lauter wurde. Über den Nachthimmel zuckte 
unaufhörlich das Feuerwerk der Abſchüſſe und der explodierenden Ge- 
ſchoſſe. Das Seuer unter dem Keſſel durfte nicht ausgehen. Nach 
einer Stunde kam wieder das Kommando „Anker auf“ und die tapfere 
„Barbara“ ſtach in See. In der Dunkelheit wurde Kurs auf die 
Inſel Upalten genommen. 


Die „Barbara“ war diesmal Deckungsſchiff für einen ſeltſamen 
Transport, der möglichſt noch in der Nacht vollendet werden mußte. 
Es handelte ſich um die Überführung einer Haubitzenbatterie aus der 
Sefte Vouen nach der Inſel. Sie Jollte dort aufgeſtellt werden, um 
eine niederträchtig ſtarke Batterie der Aulfen, in der Nähe der Ort- 
ſchaft Chiergarten, am Nordrand des Mauerſees, zum Schweigen zu 
bringen. Die Batterie Jelbft war zum Ceil auf einem anderen Schiff 
der maſuriſchen Flotte, auf dem Dampfer „Möwe“, untergebracht. Alle 
Geschütze fanden hier nicht Platz und Jo hatten die Pioniere einen 
mächtigen Prahm gezimmert. 

Es war gewiſſermaßen ein kleines, ſchwimmendes Sort, das ſich 
da auf den Weg machte, unter Führung der tüchtigen „Barbara“. 
Alles klappte. Bevor die erſten Sonnenſtrahlen über das Waſſer des 
Sees huſchten. hatte die kleine Slotte vor der Injel Anker geworfen. 
Mit allen verfügbaren Kräften machte man lh daran, die Batterie ans 
Ufer zu ſchaffen. Das gelang ſo vortrefflich, daß bereits um 6 Uhr 
früh die erſten Sranaten die Nohre verließen. Dann trat eine Ruhe- 
pauſe und eine Zeit des Abwartens ein, und gegen 10 Uhr erhielt die 
„Barbara“ ſelbſt Befehl, vorzugehen und in den Kampf einzugreifen. 

In hoher Sahrt ging es nach Norden zu. Die Seeufer wurden 
ſcharf beobachtet. Es zeigte ſich nichts, als ein etwas Jonderbares 
Gefährt, deſſen Charakter ſich aus der weiten Entfernung nicht ſo ohne 
weiteres feitftellen ließ. Freund oder Feind? Schließlich wurde mit 
Serngläfern ein Sloß „ausgemacht“, auf dem ſich zwei Leute befanden. 
Die „Barbara“ hielt ſich ſchußbereit. Aber bald zeigte ſich, daß man 
Freunde vor ſich hatte. Es waren jwei Pioniere vom 26. Bataillon, 
die ſich auf einer Erkundungsfahrt gegen die von den Auffen beſetzte 
Chiergartenſpitze befanden. Die beiden Abenteurer wurden an Bord 
genommen und nun machte ſich die „Barbara“ weiter auf den Wea. 
Vom Feind iſt zunächſt nichts zu ſehen. Der Wald liegt ſchweigend 
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in feiner Einſamkeit und auch die Gehöfte am Ufer, ſoweit man ſie 
überſehen kann, ſcheinen vom Feinde nicht beſetzt zu ſein. Die 
„Barbara“ zieht nur 250 Meter vom Ufer entfernt ihren Weg, als 
plötzlich vom Lande aus mehrere Schüſſe auf das Schiff abgegeben 
werden. In dem dichten Schilf, das das Nordende des Mauerſees 
erfüllt, wird eine ſtarke ruſſiſche Patrouille geſichtet. Die „Barbara“ 
jetzt ſich in Feuerbereitſchaft, ein Kugelregen mäht durch das Schilf. 
Ein Pionier auf der „Barbara“ Jinkt getroffen zufanımen. Das Ge- 
ſchütz wird gerichtet und unter dem „Hurra“ der Beſatzung fliegt die 
ar Granate in den Feind ans Ufer. Das Bombardement wird 
tärker. 

Schuß auf Schuß folgen auf den Uferabhang und auf ein Gehöft, 
in dem ſich die Auffen feſtgeſetzt hatten. Es dauert nicht lange, dann 
ſieht man fie Hals über Kopf die Gebäude verlaſſen. Die „Barbara“ 
hat ihre Arbeit getan. Sie nimmt ihre Aufklärungsarbeit wieder auf 
und fährt jeden Winkel am Mauer- und Bodmaſee ab. Als man 
am Nachmittag in die Nähe des Dorfes Kaehlen kommt, hat ſich dort 
eine Kofakenpatrouille gerade gemütlich niedergelaffen. Das Geſchütz 
der „Barbara“ macht ganze Arbeit. Später kommt eine lange 
Wagenkolonne in Sicht, auch ſie wird vom See aus unter Feuer 
genommen und raſt über die Felder davon. Als das Schiff wieder 
nach der Batterieinſel zurückkommt, herrſcht dort Hochſtimmung und 
Siegesfreude. Ein rufſiſches Korps iſt umzingelt und zur Übergabe 
bereit. Die Haubitzbatterie wird wieder an Bord genommen und die 
kleine maſuriſche Flotte tritt ihren Nückmarſch nach der Feſte Bouen 
an. Schiffe und Geſchütze haben redlich gearbeitet. Die Beſatzung 
hat ſie feſtlich geſchmückt. Die Nacht bricht herein, am Himmel leuchtet 
es noch, es ift die große Schlacht, die weiter nach Oſten zieht. Begeiſtert 
klingt das Deutjchlandlied durch die Nacht. Die Feſte Bohen hielt 
ſtand; fie feiert eben ihren 90. Geburtstag. 


Der Schulkamerad des Miniſters. 


Ein Schulkamerad Kowalſkeis war Minifter geworden. Ein Jahr 
e der Sexta nebeneinander auf einer Bank geſeſſen, und einmal 
hatte Kowalſki den Minifter furchtbar verprügelt. Das war übrigens 
der einzige Triumph in feinem Leben geweſen. Nachher erlitt er nur 
lauter Niederlagen, von der Verſetzungsprüfung in die Quinta an- 
gefangen, bei der er durchfiel und vom künftigen Miniſter überholt wurde. 

Die Nachricht von der Ernennung regte Kowalſkei auf. 

„Alſo ſolche Leute kommen hoch“, knurrte er erbittert und zuckte die 

eln. 

Seit ſeiner Sextanerzeit hatte er zu ſeinem Schulkameraden keine 
Beziehungen mehr gehabt und ihn bald ganz aus den Augen verloren, 
aber ihm war der Eindruck, der Jahre überdauerte, geblieben, daß jener 
ein ſtumpfer, unintelligenter und noch dazu höchſt ungefälliger Burſche 
war. Es war zwiſchen ihnen zur Nauferei gekommen, weil der andere 
ihm nicht hatte vorſagen wollen. ; 

Kowalfki hatte kein Glück im Leben. Die Schule beendete er nicht 
und ſchlug ſich in Privatſtellungen als beſcheidener Angeſtellter durch. Er 
hatte eine unleidliche Frau und drei kränkliche Kinder. Der ſtändige 
Kampf mit der Not des Lebens hatte ihn müde gemacht und früh altern 
laſſen. Der Minifter aber Jah glänzend aus. Niemand hätte ihm dem 
Ausſehen nach mehr als einige dreißig gegeben. Alle Zeitungen brachten 
natürlich ſein Bild, und Kowalſki betrachtete gereizt das energiſche und 
geſunde Geſicht, in dem er trotz der Veränderungen, die die Jahre 
gebracht hatten, Jeinen früheren Schulkameraden Jehr gut wiedererkannte. 

„So ein Hornochſe it Minifter geworden. Jetzt wird er ſich aber 
die Cafchen füllen“, wiederholte er mechaniſch immer wieder, und ein 
immer größerer blinder Haß gegen den Minister erfaßte ihn. Su Haufe 
fing er beim Mittageſſen plötzlich an, mit nervöſer Gereiztheit zu erzählen, 
wie er ihn einſt verprügelt habe. 

„Er bekam von mir Jo eins in die Freſſe, daß feine Naſe blutetel“ 

Die Kinder ſahen den Vater erſtaunt, mit großen Augen an, bei feiner 
Srau aber fand die Erinnerung an diefe Heldentat keine Anerkennung. 
„Du haft ja in allem Glück gehabt“, erwiderte fie biſſig. „Das wird 
Vt. bir jicher nicht vekgeyſen hasen. 

„Na, und was denn weiter?“ 


„Nun, ein anderer Mann würde ſich, wenn er einen Miniſter zum 
Schulkameraden hätte, wenigſtens das zunutze machen. Wir aber kommen 


im Elend um.“ 


„Einen ſolchen Dummkopf würde ich um nichts bitten“, entgegnete 


Kowalſki patzig. 


„Er würde dich hinauswerfen, wenn du mit einer Bitte zu ihm kämſt. 
Und wie bift du nur auf den Gedanken gekommen, dich zu prügeln? Als 
Kind mußt du doch eben ſolch ein Trottel geweſen fein wie jetzt. Übrigens“, 
fügte Frau Kowalſka nach einer Weile hinzu, „ich glaube das alles nicht.“ 

„Ob du es glaubſt oder nicht — er hat von mir eins in die Freſſe ke- 


kommen“, höhnte Romalfki und lachte laut auf. 


Die Kinder glaubten dem Vater. Der achtjährige Kaſimir fragte 


intereſſiert: 
„Und hat Jeine Naſe ſtark geblutet?“ 
„Sehr ſtark.“ ! 


Das Naſenbluten war Lüge, doch Kowalſki konnte jetzt die Sache nicht 


mehr gut zurücknehmen. 


„Wenn das wahr wäre, dann follte man dir die Nafe verbläuen“, 
platzte ſeine Frau wieder heraus. „Sich eine ſolche Bekanntſchaft Jo zu 


verderben!“ 


„Aber Papa konnte doch in der Sexta nicht wiſſen, daß der andere 


Sl Minifter werden würde“, verteidigte die kleine Joſephine ihren 
ater. x 

„Aber Papa war immer blöd!“ 

„Du follteft doch in Gegenwart der Kinder keinen Krach machen“, 
brummte Kowalſki. 

Er ſchwieg und ſprach kein Wort mehr, bis das Eſſen zu Ende war. 

Eine dumpfe Empörung über das Leben ergriff ihn. Warum hat der 
eine Glück und der andere nicht? War er etwa weniger wert als Jo ein 
Winiſter? Er fing an, im Geifte ſich alle von feinem Willen unabhängigen 
Mißerfolge im Leben zu überlegen, grub fie mit ſadiſtiſcher Wolluft aus 
dem Gedächtnis aus und ſtellte ſtets feſt, daß er ſeit ſeiner Kindheit vom 
an verfolgt worden war. Das verfetzte ihn in eine ſolche Nervofität, 
daß, als er ſich nach dem Ellen auf dem Sofa zum gewohnten Nach- 
mittagsſchläfchen ausftreckte, er keine fünf Minuten liegen konnte. Außer 
dem ſeeliſchen Schmerz reizten ihn die Hitze, der üble Geruch und der 
Lärm auf dem Hof, er hätte laut aufſchreien mögen. Gegen fünf Uhr 
mußte er ausgehen. Er wollte im Cafe einen Bekannten treffen, um ihn 
zu bitten, ihm Geld zu leihen. Am nächſten Tage mußte er einen Wechſel 
bezahlen, und es fehlten ihm fünfzig Zloty. Auf feinen Bekannten im 
Kaffeehaus ſetzte er feine ganze Hoffnung. Er war Hausbefißer, ein 
anständiger und gutmütiger Mann, der gewöhnlich bereit war, ihm Geld 
zu leihen. Doch das Unglück wollte, daß er nicht allein war. Kowalſki 
mußte den richtigen Augenblick abpaſſen. Er fing an, die ſenſationelle 
Geſchichte vom Minifter zu erzählen, der fein Schulkamerad geweſen war. 

„Na, ſehr ſchön“, erwiderte der Hausbeſitzer. „Sie follten zu ihm 
gehen. Wer weiß, ob er nicht etwas für Sie tun würde. Für alte Schul⸗ 
kameraden hat man immer etwas übrig.“ 

Kowalſki wurde rot. Seit einigen Stunden haßte er den Miniſter Jo 
ſehr, daß der bloße Gedanke, er könne ſich mit einer Bitte an ihn wenden, 
ihm als die größte Demütigung erſchien. Sich an einen ſolchen Schurken 
wenden, dem es im Leben fo gut gegangen war. Nein] Und ſelbſt wenn 
er verhungern follte — nein! Er lachte laut auf. 

„Der würde nichts für mich tunl“ 

„wur Ts 

„Weil er von mir eins in die Freſſe bekommen hat.“ 

„Von Ihnen?“ 

In den ehrlichen Augen des Hausbeſitzers blitzte es ſchelmiſch auf. 
Es kam ihm offenbar komiſch vor, daß Kowalſki jemand eins in die Freſſe 
hauen konnte. Das machte Kowalſki wütend. Für einen Crottel alſo 
hielten ſie ihn alle. i . 

„Jawohl, von mir“, wiederholte er herausfordernd. 

„Wann denn?“ 

„Als wir in die Schule gingen, in der Sextal“ 0 

Der Hausbeſitzer und der neben ihm ſitzende ältere Herr brachen in 
Gelächter aus. N 

„Worüber lachen Sie, meine Herren?“ ſtieß Kowalſki heraus, der 
fühlte, daß es ihm vor den Augen ſchwarz wurde. 

„Vielleicht waren Sie in der Schule fo kampfluſtig“, entgegnete der 
Hausbeſitzer amüſiert, „jetzt würden Sie gewiß niemand verprügeln.“ 

„Ich würde niemand verprügeln? 

„Sie ſehen nicht ſo aus.“ 

Kowalſki ſprang auf, verfettte dem Hausbeſitzer aus voller Kraft 
einen Schlag ins Geſicht und begann, die auf dem Ciſch ſtehenden Gläſer 
mit Klirren und Krachen kurz und klein zu ſchlagen. 

Wlodfi mier; Peryynfki. 
(Aus dem Polniſchen von Dr. Wilhelm Chriſtiani, Berlin.) 
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Aus der Geſchichte der evangeliſchen Kirche in Bromberg. 


Bei der Beſitznahme des Netzebezirks durch 
Stiedrich den Großen im Jahre 1772 befanden ſich in Brom- 
berg neben 600 katholiſchen nur zwei lutheriſche Familien. „Im 
Umkreiſe von 4 bis 5 Meilen von Bromberg, ſchreibt 
Sechner in ſeiner Geſchichte des evangelifehen Kirchſpiels Bromberg 
(Bromberg 1887), „exiſtierte keine evangeliſche Kirche 
und kein geiſtliches Amt dieſer Konfelfion, Jo daß 
nur zuweilen, etwa alle halbe Jahre ein Seiſtlicher aus Lobſens oder 
Chorn erſchien, um den Svangeliſchen in Bromberg und in den evange- 
liſchen Koloniſtendörfern der Umgegend das heilige Abendmahl zu 

.|penden und andere Amtshandlungen zu verrichten.“ Der große König 
ließ zur Kultivierung des Landſtrichs nicht nur den Bromberger Kanal 
berftellen und zahlreiche Anſiedler herbeiziehen, ſondern ſorgte auch 
notdürftig für die geistlichen Bedürfniſſe der letzteren, indem er durch 
eine Kabinettsorder von 5. Oktober 1772 anordnete, „daß man in dem 
neugewonnenen Diftrikte vorläufig vier Scheunen zum Gottes dienſt 
aptiere, auch vier Prediger und vier Schulmeiſter anstelle.“ Als Wohn- 
ſitze wurden den vier lutherischen Geiftlichen die Städte, Bromberg, 
Margonin, Vandsburg und Zempelburg angewieſen. Der 
Bromberger wurde dem „Inſpektor“ (Superintendenten) in Thorn 
unterſtellt. Der Umfang feiner Gemeinde (Parochie) ijt heute nicht 
mehr genau feſtzuſtellen; jedenfalls gehörten dazu die Evangeliſchen in 
Bromberg, Fordon, Schulitz, Labiſchin mit den fie umringenden länd⸗ 
lichen Ortſchaften. Ihre Seelenzahl kann nicht bedeutend geweſen fein, 
hat ſich aber durch Anſiedler bald ſtark vermehrt. Labiſchin und Um- 
gegend Konnte ſchon 1782 als eigene Pfarrgemeinde abgezweigt werden. 
Der erſte Geistliche Brombergs, Gebhardi, hielt ſeine 
„Anzugspredigt“ am 2. Oſterfeiertag 1773, nahm aber, „um ruhiger 
und bequemer zu logieren“, feine Wohnung im Dorfe Langenau, 
wo ſich ein altes hölzernes Bethaus befand, und blieb daſelbſt ein Jahr 
lang bei einem Bauer „im Sommer auf einem Speicher, im Winter in 
einer Kammer“, worauf er nach Bromberg 309. Der Sottesdienſt 
wurde anfangs in einem Salzſchuppen abgehalten, für welchen 
man erſt 1774 einige Bänke anſchaffte. „Es wurden zu dieſem Swecke 
15 zum Kanalbau unbrauchbare Bretter erbeten und auch bewilligt“ 
(Fechner). Von 1776 bis 1787 fand der Gottesdienſt im Boden- 
raum des alten Nathauſes auf dem Markte ſtatt. Dies Ge- 
bäude befand ſich aber in einem derartigen Zuftande, daß, am 18. Juli 
1784, einem Sonntage, ein verfaulter Balken herabſtürzte, zum Glück 
noch ehe die Gemeinde verſammelt war. Am 1. Advent 1786 fielen 
während des Gottesdienftes Steine herab, wiederum zum Glück auf 
eine von Wenfchen nicht beſetzte Stelle. Das höchſt ſchadhafte Dach 
bot keinen Schutz gegen Schnee und Negen; die Kleider der Andächtigen 
wurden davon benetzt, Altar und Kanzel von Schneewaſſer übergoſſen, 


und wenn bei plötzlich eintretendem Sroft dies Waffer zu Eis wurde, 
glitten die Leute darauf aus. Aus den unteren Räumen drang Nauch 
herauf und erfüllte das gottesdienſtliche Lokal. Die von außen herauf- 
führende Treppe drohte einzuftürzen, und unter derſelben war ein 
ſtinkender Schmutzwinkel. Gebhardi bat daher 1784 um die Erlaubnis, 
Taufen und Trauungen in den Häuſern verrichten zu dürfen, ward aber 
von der Behörde damit abgewieſen. Allerdings wurde in demfelben 
Jahr auf Staatskosten eine Kirche mit 600 Sitzplätzen in der ehe- 
maligen Wallſtraße zu bauen begonnen, aber ſie konnte erſt am 
21. Januar 17187 eingeweiht werden und hatte weder Orgel 
noch Glocken. Die Orgel wurde 1788 beſchafft und 3 Jahre lang von 
einem „invaliden Trompeter“ gejpielt, die Glocken 1794. In den 
übrigen Ortſchaften des ausgedehnten Bezirks wurden die 
Gottesdienſte, die Beerdigungen und der Konfirmandenunterricht 
da, wo von früher her Bet- oder Schulhauſer waren, von Schul- 
lehrern gehalten. Zu Abendmahlsfeiern bereifte der Geiſtliche 
von Zeit zu Zeit den Sprengel; Caufen und Trauungen wurden meijt 
von katholiſchen Geiſtlichen verrichtet. Seit dem Kirchbau mirkte 
neben Gebhardi der Nektor Hellmann 10 Jahre lang als „Nach- 
mittagsprediger“. Nach Gebhardis Tode 1807 wurde während der 
Seit, als Bromberg zum Herzogtum Warſchau gehörte, ein kleines 
proteſtantiſches Konſiſtorium unter dem PBorfit 
des Pfarrers Leunert errichtet, das aber 1815 wieder 
einging. Bei der Neuordnung der preußiſchen Provinzialbehörden im 
Jahre 1816 wurde der erſte Geistliche — damals Sreymark — zum 
Konjiftoriafrat und Mitglied der Bromberger Regierung ernannt, und 
dieſe Würde ift mit der erſten Pfarrſtelle bis 1877 verbunden geblieben. 
Die alte Kirche hatte während der Franzoſenzeit 1% Jahre lang als 
Souragemagazin dienen müſſen. „Die Bänke wurden von feindlichen 
Soldaten hinausgeworfen, die Emporen mit Getreideaufſchüttungen be- 
laſtet und die Orgelpfeifen als Abfuhrröhren des Hafers gebraucht. Es 
mußte in einem gegenüberliegenden Saale Goktesdienſt abgehalten 
werden“ (Fechner). „Am 27. Mär; 1808 war die Kirche notdürftig 
wieder hergeftellt, aber ohne daß man für die erforderlichen Bänke 
geſorgt hatte. Nach 1815 mußte der Kirchenvorſtand wegen feiner 
Saumfeligkeit getadelt werden“ (Fechner). In diefer alten Kirche 
— 1830 wurde ſie wegen vermeintlicher Baufälligkeit auf drei Jahre 
polizeilich geſchloſſen — hielten die Evangelifchen Brombergs ausſchließ⸗ 
lich ihre Gottesdienſte ab, bis 1878 die ſchöne und geräumige 
Paulskirche auf dem heutigen Sreiheitsplatz (früher Weltzien⸗ 
platz) unter ſehr erheblicher Beihilfe des Staates erbaut wurde. Leider 
wurde das alte ehrwürdige Gotteshaus ſpäter abgerilfen, an feiner 
Stelle ſteht heule die Markthalle. 


Buchbeſprechungen. 


eden und Auffäte zur Geſchichte und Politik. Von Prof. Dr. 
Johannes Haller, Stuttgart, Cotta. 5,20 AM, 

Der aus alt-baltiſchem Stamm entſproſſene Tübinger Historiker ver⸗ 
einigt in dieſem Band eine Anzahl bedeutſamer Sah dehnen die er 
in Form von Reden oder Aufſätzen in den letzten Ja rzehnten gemacht 
hat. Sie beſchäftigen ſich namentlich mit der Reformation, dem Welt⸗ 
krieg, „Cod und Auferſtehung der deutſchen Nation“ (1919) und geben 
ein Bekenntnis zu Adolf Hitler als dem Erben, Sortjeter 
und Vollender des Vismarckſchen Werkes. Uns als Oftdeutfche feſſeln 
darüber hinaus befonders feine Betrachtungen über das Deutſchtum 
in Nußland und in den baltiſchen Ländern. Außerdem 
möchten wir auch auf den einleitenden Auffatz „Der Eintritt der Ger- 
manen in die Geſchichte“ verweiſen, der über die Formen germaniſcher 
Siedlung im europäiſchen Raum und über die geiſtige und politiſche Art 
des Frühgermanentums weſentliche Aufſchlüſſe und manche Anderung 
bisheriger Auffaſſungen bringt. Klar arbeitet H. die Grundzüge ger- 
maniſcher Art heraus und zeigt, wie der Germane ich in ihnen bis 
heute treu geblieben ift, in einer Stärke, Lebensenergie und fauſtiſchen 
Kraft. Dr. L. 


Kultur und macht. Von Jakob Burckhardt. Band 2 der 
„Deutſchen Schriften“ des Verlags Alfred Protte, Potsdam. — Die 
Anfchauungen des großen KRulturhiftorikers des 19. Jahrhunderts heute 
auf ſich wirken zu laſſen und in ihrer oft hellſichtigen Aktualität zu über- 
prüfen, iſt von beſonderem Neiz. In einer Seit, die ſcheinbar ſo ſicher 
daltand und jedenfalls in Maſſe und Sührenden ſehr ſatt war, empfindet 
er das dumpfe Rollen eines künftigen Gewitters. Was wird werden? 
Er ſieht nur das Proletariat, das einft in furchtbarer Revolution die 
gewordene Kultur zerſtören wird. Ja, ſo wäre es bei uns und im ganzen 
Abendland gekommen, wenn nicht der Nationalſozialismus eine völlig neue 
Form des politiſchen Lebens und das praktiſche Siel einer Bolksgemein⸗ 
ſchaft gefunden hätte, dadurch die Auffpaltungen der liberaliſtiſchen Epoche 
überwindend, deren Kind Burckhardt iſt. Intereſſant iſt unter vielem 
anderen feine Charakteriftik der „Größe“, die ihm ein Muſterium der 
Geſchichte iſt. Wenn wir feine Worte auf wahres Sührertum (wie wir 
es in Adolf Hitler erleben) anwenden, fo finden wir: Einzigkeit, Un- 
erfetzlichkeit, weiter eine über den gewöhnlichen Normen ſtehende geiſtige 


und ſittliche Kraft und ein Tun, das lich auf die Allgemeinheit (Volk. 
Kultur) richtet. — Hier iſt es als ob B. unſern Führer vorausahnt und 
fein Woſen der Größe charakterifiert. Or. O. 
Johannes Linke: „Ein Jahr rollt übers Sebirg“, No- 
man. „Der Baum“, Gedichte. Leipzig, L. Staackmann. Preis gebd. 
5,80 bzw. 4,50 NM. 
Ein Dichter des mitteldeutſchen Kolonialgebiets, volk-, heimat- 
und naturverbunden, ſchenkt hier ſeine erſten Bücher. Johannes Linke 
iſt heute ſchon als Mitarbeiter der nationalſozialiſtiſchen Preſſe bekannt. 
Seine Art iſt es, die Dinge an ſich zu geben, ohne jede Tendenz, weſent⸗ 
lich durch ſich ſelber. Wie ein Jahr, von Herbft zu Herbft, übers Gebirg 
(die Grenze nach Böhmen) läuft und das Dorf als Ganzes anpackt, in 
Freude und Nöten ſchickſalhafter Hemeinſchaft, oder wie der Baum — 
als Leben, als Wald, als Truhe, Wiege, Sarg oder Fahnenmaſt — ein 
Stück Schickſal, Kraft, Göttlichkeit an Jich und dabei mit allem Menjıhen- 
tum aufs engfte verſchwiſtert iſt, das bietet der Dichter in feiner mit- 
reißenden Profa, feinen in Schlichtheit und Plaſtik packenden Verſen. 
Wir grüßen herzlich dieſen Baum- und Bauerndichter oſtdeutſcher 
Erde. Dr. L. 
Friedrich der Einzige. Von Dr. Stanz Lüdtke. Verlag Stiedrich 
Brandſtetter, Leipzig. 1934. 15 Seiten, kart. 0,39 RM. — Dieſes 
kleine Heft, das in der Reihe „Deutſche Männer. Schriften zur deutſchen 
Geſchichte und Kultur“ erſchienen iſt, gibt in knappen Sügen ein 
Lebens- und Charakterbild des großen Königs. Mit wenigen Strichen 
find vor allem die Tage und Ereigniſſe gezeichnet, die Stiedrich als 
Menſchen und Herrſcher zu der einſamen Größe heranreifen ließen, auf 
der er als erſter Diener des Staates zum Vollender der e 
r. 


Meſensart wurde. . 

gebildet, en 50. D eine „ Jerien 
nur in der 

Oſtmark! 


alleinſtehend, möchte ehenſolchem 
Manne eine treue Lebenskame⸗ 
radin ſein. Ausſteuer vorhanden 
Offerten unter 3143 an 
das „Oſtland“ erbeten. 
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